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K I R C H E N G E S E T Z 

über die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 
in der Evangelischen Kirche in Deutschland 

(Kirchenbeamtengesetz der EKD - KBG.EKD) 

vom 10. November 2005 

 

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit Zustimmung der Kir-
chenkonferenz auf Grund des Artikels 10  Abs. 1 und Abs. 2 Buchstabe a und des Ar-
tikels 10a Abs. 2 Buchstabe b und c der Grundordnung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland das folgende Kirchengesetz beschlossen: 
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Teil 1 Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 
Dienst im Kirchenbeamtenverhältnis 

(1) Der Dienst der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten gründet auf dem Auftrag, 
den die Kirche von ihrem Herrn Jesus Christus erhalten hat. Alle in den Dienst der 
Kirche Berufenen wirken an der Erfüllung dieses Auftrags mit.  

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte stehen in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienst- und Treueverhältnis (Kirchenbeamtenverhältnis). 

 

§ 2 
Geltungsbereich, Dienstherrnfähigkeit 

(1) Dieses Kirchengesetz gilt für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der  
Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse. Es gilt ferner für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, über die die Evan-
gelische Kirche in Deutschland, eine Gliedkirche oder ein gliedkirchlicher Zusammen-
schluss die Aufsicht führt. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Rechtsträger (Dienstherren) besitzen das Recht, Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamte zu haben (Dienstherrnfähigkeit), soweit das 
Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder der gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich nicht Einschränkungen vorsieht. 
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§ 3 
Funktionsvorbehalt 

In das Kirchenbeamtenverhältnis soll berufen werden, wer überwiegend kirchliche 
Aufsichtsbefugnisse ausüben oder überwiegend andere Aufgaben von besonderer 
kirchlicher Verantwortung wahrnehmen soll. 

 
 

Teil 2 Das Kirchenbeamtenverhältnis 

 
Kapitel 1 Allgemeines 

§ 4 
Dienstherr, oberste Dienstbehörde, Dienstvorgesetzte,  

Vorgesetzte, Dienstaufsicht 

(1) Dienstherr der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind jeweils die in § 2 
Abs. 1 genannten Rechtsträger. Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten eines Dienst-
herrn nach § 2 Abs. 1 Satz 2 gewährt nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
neben dem Dienstherrn auch die aufsichtsführende Kirche Fürsorge und Schutz; die 
Treuepflicht dieser Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten besteht auch gegenüber 
der aufsichtsführenden Kirche. 

(2) Die oberste Dienstbehörde der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten ist die 
oberste Behörde ihres Dienstherrn, in dessen Dienstbereich sie ein Amt bekleiden. 

(3) Dienstvorgesetzte sind diejenigen, die für kirchenbeamtenrechtliche Entscheidun-
gen über die persönlichen Angelegenheiten der ihnen nachgeordneten Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten zuständig sind. Vorgesetzte sind diejenigen, die ihnen für 
ihre dienstliche Tätigkeit Anordnungen erteilen können. 

(4) Die Dienstvorgesetzten und die oberste Dienstbehörde üben die Dienstaufsicht 
nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes und der Regelungen aus, die die Evangelische 
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
je für ihren Bereich treffen. 

 

§ 5 
Dienst bei mehreren Rechtsträgern 

(1) Besteht eine mit einer Kirchenbeamtin oder einem Kirchenbeamten besetzbare 
Stelle für mehrere Rechtsträger nach § 2 Abs. 1, so können die Rechtsträger einver-
nehmlich regeln, wer Dienstherr sein soll. Treffen die Rechtsträger keine einvernehm-
liche Regelung, so ist der Dienstherr derjenige Rechtsträger, für den überwiegend 
Aufgaben wahrzunehmen sind. 
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(2) Der Dienstherr nach Absatz 1 übt die Rechte der oder des Dienstvorgesetzten im 
Einvernehmen mit den anderen beteiligten Rechtsträgern aus. Die beteiligten Rechts-
träger können gemeinsam eine Dienstanweisung erlassen; im Übrigen obliegt die 
Dienstaufsicht jedem Rechtsträger für seinen Bereich. 

(3) Erhält eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter im Einverständnis des 
Dienstherrn von einem anderen Rechtsträger nach § 2 Abs. 1 einen besonderen Auf-
trag, so gilt Absatz 2 entsprechend.  

(4) Ergeben sich Meinungsverschiedenheiten zwischen den beteiligten Rechtsträgern 
und unterstehen diese derselben obersten Dienstbehörde, so entscheidet diese. 

 

§ 6 
Arten des Kirchenbeamtenverhältnisses 

(1) Ein Kirchenbeamtenverhältnis kann begründet werden 

1. auf Lebenszeit, wenn dauernd Aufgaben nach § 3 übernommen werden sollen, 

2. auf Probe, wenn zur späteren Verwendung im Kirchenbeamtenverhältnis auf Le-
benszeit eine Probezeit abzuleisten ist, 

3. auf Widerruf, wenn ein Vorbereitungsdienst abzuleisten ist oder vorübergehend 
Aufgaben nach § 3 übernommen werden sollen, oder 

4. auf Zeit, wenn auf Grund besonderer kirchenrechtlicher Bestimmungen Aufgaben 
nach § 3 für eine bestimmte Zeit übernommen werden sollen.  

(2) Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit gelten die Vorschriften über 
das Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit entsprechend, sofern nicht die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen oder die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich anderes durch Kirchengesetz bestimmen.  

(3) Zur ehrenamtlichen Wahrnehmung von Aufgaben nach § 3 kann ein Kirchenbeam-
tenverhältnis im Ehrenamt begründet werden. Das Nähere zu den Kirchenbeamten-
verhältnissen im Ehrenamt regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich durch Kir-
chengesetz. 

(4) Gliedkirchliche Regelungen können die Begründung mittelbarer Kirchenbeamten-
verhältnisse und öffentlich-rechtlicher Ausbildungsverhältnisse vorsehen.  

 

 

Kapitel 2 Ernennung  

§ 7 
Begründung und Veränderung des Kirchenbeamtenverhältnisses  

(1) Einer Ernennung bedarf es  
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1. zur Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses (Einstellung),  

2. zur Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein solches anderer Art,  

3. zur ersten Verleihung eines Amtes (Anstellung),  

4. zur Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amtsbezeichnung und mit ande-
rem Endgrundgehalt,  

5. zur Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel 
der Laufbahngruppe.  

(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung einer Ernennungsurkunde. Die Urkun-
de muss enthalten: 

1. bei der Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses die Worte „unter Berufung in 
das Kirchenbeamtenverhältnis“ mit dem die Art des Kirchenbeamtenverhältnisses 
bestimmenden Zusatz „auf Lebenszeit“, „auf Probe“, „auf Widerruf“, „auf Zeit“ mit 
der Angabe der Zeitdauer der Berufung, „im Ehrenamt“, „im mittelbaren Dienst-
verhältnis“ oder „im öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis“. 

2. bei der Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein solches anderer Art 
den diese Art bestimmenden Zusatz nach Nummer 1, 

3. bei der Verleihung eines Amtes die Amtsbezeichnung. 

(3) Entspricht die Ernennungsurkunde nicht der in Absatz 2 vorgeschriebenen Form, 
so liegt eine Ernennung nicht vor. Fehlt im Falle der Begründung eines Kirchenbeam-
tenverhältnisses nur der die Art des Kirchenbeamtenverhältnisses bestimmende Zu-
satz, so gilt das begründete Kirchenbeamtenverhältnis als ein solches auf Widerruf. 

 

§ 8 
Voraussetzungen 

(1) Bewerberinnen und Bewerber sind nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leis-
tung unter Berücksichtigung der Besonderheiten des kirchlichen Dienstes auszuwäh-
len. 

(2) In das Kirchenbeamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer 

1. Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland oder einer der 
Evangelischen Kirche in Deutschland angeschlossenen Gemeinschaft (Artikel 21 
Abs. 4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland) ist,  

2. die Gewähr dafür bietet, sich innerhalb und außerhalb des Dienstes so zu verhalten, 
dass das Vertrauen in seine pflichtgemäße Amtsführung gewahrt und die Glaub-
würdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages nicht beeinträchtigt wird, 

3. die für die Laufbahn vorgeschriebene Vorbildung besitzt und die vorgeschriebenen 
Prüfungen mit Erfolg abgelegt hat,  

4. das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
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5. nicht infolge des körperlichen Zustands oder aus gesundheitlichen Gründen bei der 
Erfüllung der Dienstpflichten wesentlich beeinträchtigt ist. 

(3) Die oberste Dienstbehörde kann, wenn ein dienstliches Interesse besteht und es mit 
der künftigen Amtsstellung vereinbar ist, von den Voraussetzungen nach Absatz 2   
Nr. 1, 3 und 4 Befreiung erteilen. Befreiung darf nur erteilt werden im Falle des 

1. Absatz 2 Nr. 1, wenn die sich bewerbende Person einer Kirche angehört, die mit der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche oder einem gliedkirchli-
chen Zusammenschluss in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht, 

2. Absatz 2 Nr. 3, wenn keine geeigneten Laufbahnbewerberinnen oder Laufbahnbe-
werber zur Verfügung stehen, die sich bewerbende Person die erforderliche Befähi-
gung durch Lebens- und Berufserfahrung erworben hat und ein besonderes dienstli-
ches Interesse an ihrer Einstellung besteht. 

(4) Auf Lebenszeit kann nur ernannt werden, wer das 27. Lebensjahr vollendet und 
sich während einer Probezeit bewährt hat. Von dem Erfordernis der Probezeit kann 
abgesehen werden, wenn dieses im kirchlichen Interesse liegt. 

(5) Ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe ist spätestens nach fünf Jahren in ein sol-
ches auf Lebenszeit umzuwandeln, wenn die kirchenbeamtenrechtlichen Vorausset-
zungen hierfür erfüllt sind. Die Frist verlängert sich um die Zeit einer Beurlaubung 
ohne Dienstbezüge. 

 

§ 9 
Wirksamkeit der Ernennung  

(1) Die Ernennung wird mit dem Tage der Aushändigung der Ernennungsurkunde 
wirksam, wenn nicht in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Eine 
Ernennung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig und insoweit unwirk-
sam. 

(2) Mit der Ernennung erlischt ein privatrechtliches Arbeitsverhältnis zum Dienst-
herrn. 

 

§ 10 
Nichtigkeit der Ernennung 

(1) Eine Ernennung ist nichtig, wenn sie von einer unzuständigen Stelle ausgesprochen 
worden ist. Die Ernennung ist von Anfang an als wirksam anzusehen, wenn die zu-
ständige Stelle sie schriftlich genehmigt. 

(2) Die Ernennung ist auch nichtig, wenn sie ohne die kirchengesetzlich vorgeschrie-
bene Mitwirkung einer anderen Stelle ausgesprochen worden ist. Die Ernennung ist 
von Anfang an als wirksam anzusehen, wenn die andere Stelle sie schriftlich geneh-
migt. 
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(3) Die Ernennung ist ferner nichtig, wenn die ernannte Person zum Zeitpunkt der Er-
nennung 

1. nicht Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland oder ei-
ner der Evangelischen Kirche in Deutschland angeschlossenen Gemeinschaft (Arti-
kel 21 Abs. 4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland) war und 
eine Befreiung nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 nicht erteilt worden ist, oder 

2. ganz oder teilweise unter Betreuung nach den Vorschriften des Bürgerlichen Ge-
setzbuches stand.  

(4) Sobald der Grund für die Nichtigkeit bekannt wird, ist dieser der ernannten Person 
mitzuteilen und ihr jede weitere Führung der Dienstgeschäfte zu untersagen, bei Nich-
tigkeit nach Absatz 1 oder 2 aber erst, wenn die Genehmigung versagt worden ist.  

 

§ 11 
Rücknahme der Ernennung 

(1) Die Ernennung ist zurückzunehmen, wenn  

1. sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung herbeigeführt wurde, 

2. nicht bekannt war, dass die ernannte Person ein Verbrechen oder ein Vergehen be-
gangen hatte, das sie für die Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis unwürdig 
erscheinen lässt oder 

3. die ernannte Person im Zeitpunkt der Ernennung nicht die Fähigkeit zur Bekleidung 
kirchlicher oder anderer öffentlicher Ämter hatte. 

(2) Die Ernennung kann zurückgenommen werden, wenn nicht bekannt war, dass die 
ernannte Person in einem rechtlich geordneten Verfahren aus einem kirchlichen oder 
anderen öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis entfernt worden war oder ihr die Ver-
sorgungsbezüge oder die mit der Ordination verliehenen Rechte aberkannt worden 
waren. 

(3) Die für die Ernennung zuständige Stelle kann die Rücknahme nur innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten nach Kenntnis des Rücknahmegrundes erklären. Vor der 
Rücknahme ist die ernannte Person zu hören. Die Erklärung ist ihr innerhalb der Frist 
unter Angabe der Gründe zuzustellen. 

 

§ 12 
Unwirksamkeit der Ernennung, Amtshandlungen 

(1) Die Nichtigkeit und die Rücknahme haben zur Folge, dass die Ernennung von An-
fang an unwirksam ist. Die gezahlten Dienstbezüge können belassen werden.  

(2) Ist eine Ernennung nichtig oder ist sie zurückgenommen worden, so sind die bis zu 
der Untersagung (§ 10 Abs. 4) oder bis zur Zustellung der Rücknahmeerklärung (§ 11 
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Abs. 3) vorgenommenen Amtshandlungen der ernannten Person in gleicher Weise gül-
tig, als wenn sie eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter ausgeführt hätte.  

 

§ 13 
Beförderung, Durchlaufen von Ämtern 

(1) Beförderung ist eine Ernennung, durch die ein anderes Amt mit höherem End-
grundgehalt und anderer Amtsbezeichnung verliehen wird. Einer Beförderung steht es 
gleich, wenn ohne Änderung der Amtsbezeichnung ein anderes Amt mit höherem 
Endgrundgehalt übertragen wird; dies gilt auch, wenn kein anderes Amt übertragen 
wird. 

(2) Beförderungen sind nach den Grundsätzen des § 8 Abs. 1 vorzunehmen.  

(3) Eine Beförderung ist nicht zulässig 

1. während der Probezeit, 

2. vor Ablauf eines Jahres nach der Anstellung, 

3. vor Ablauf eines Jahres nach der letzten Beförderung, es sei denn, dass das bisheri-
ge Amt nicht durchlaufen zu werden braucht. 

(4) Ämter, die bei regelmäßiger Gestaltung der Laufbahn zu durchlaufen sind, sollen 
nicht übersprungen werden. 

(5) Die oberste Dienstbehörde kann in den Fällen des Absatzes 3 Nr. 1 und 2 Ausnah-
men zulassen, wenn ein Ausgleich für berufliche Verzögerungen, die durch die Geburt 
oder die tatsächliche Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jahren eintreten 
würden, geschaffen werden soll. Entsprechendes gilt für den Ausgleich beruflicher 
Verzögerungen infolge der tatsächlichen Pflege eines nach ärztlichem Gutachten pfle-
gebedürftigen sonstigen Angehörigen. 

(6) Ein Rechtsanspruch auf Beförderung besteht nicht. 

 

 

Kapitel 3 Laufbahnen und Amtsbezeichnungen 

 

§ 14 
Laufbahnbestimmungen 

(1) Das Nähere über Laufbahnen, Beförderungsmöglichkeiten, Aus- und Vorbildung, 
Prüfungen und Probezeiten im Sinne des Laufbahnrechts können die Evangelische 
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
durch Rechtsverordnung je für ihren Bereich regeln. 
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(2) Wenn Regelungen nach Absatz 1 nicht getroffen werden, sind die Vorschriften der 
Bundeslaufbahnverordnung in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwen-
den. 

 

§ 15 
Amtsbezeichnungen 

(1) Die Amtsbezeichnungen der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten werden von 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und den gliedkirchlichen 
Zusammenschlüssen je für ihren Bereich geregelt. 

(2) Eine Amtsbezeichnung, die herkömmlich für ein Amt verwendet wird, das eine 
bestimmte Befähigung voraussetzt und einen bestimmten Aufgabenkreis umfasst, darf 
nur Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten verliehen werden, die ein solches Amt 
bekleiden.  

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Wartestand führen die Amtsbezeich-
nung mit dem Zusatz „im Wartestand“ („i. W.“), solche im Ruhestand mit dem Zusatz 
„im Ruhestand“ („i. R.“).  

(4) Die oberste Dienstbehörde kann früheren Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 
erlauben, die Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „außer Dienst“ („a. D.“) sowie die im 
Zusammenhang mit dem Amt verliehenen Titel zu führen. Die Erlaubnis kann wider-
rufen werden, wenn die frühere Kirchenbeamtin oder der frühere Kirchenbeamte sich 
ihrer als nicht würdig erweist. 

 

 

Kapitel 4 Personalakten  

 

§ 16 
Personalaktenführung 

(1) Über jede Kirchenbeamtin und jeden Kirchenbeamten ist eine Personalakte zu füh-
ren. Sie ist vertraulich zu behandeln und vor unbefugter Einsicht zu schützen. 

(2) Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die die Kirchenbeamtin oder den Kir-
chenbeamten betreffen, soweit sie mit dem Dienstverhältnis in einem unmittelbaren 
inneren Zusammenhang stehen; hierzu gehören auch in Dateien gespeicherte, perso-
nenbezogene Daten (Personalaktendaten). Unterlagen, die besonderen, von der Person 
und dem Dienstverhältnis sachlich zu trennenden Zwecken dienen, insbesondere Prü-
fungsakten, sind nicht Bestandteil der Personalakten. Wird die Personalakte in Grund- 
und Teilakten gegliedert, so ist in die Grundakte ein vollständiges Verzeichnis aller 
Teilakten aufzunehmen. Ist die Führung von Nebenakten erforderlich, ist auch dies in 
der Grundakte zu vermerken. 
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(3) Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der Personalverwaltung oder Personal-
wirtschaft verwendet werden. Soweit in diesem Kirchengesetz nichts anderes bestimmt 
ist, richten sich Verarbeitung und Nutzung sowie die Übermittlung der Personalakten-
daten nach dem Kirchengesetz über den Datenschutz in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland in der jeweils geltenden Fassung. 

(4) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu Beschwerden, Behauptungen und 
Bewertungen, die für sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig werden können, vor de-
ren Aufnahme in die Personalakte zu hören; ihre Äußerung ist zur Personalakte zu 
nehmen. Anonyme Schreiben dürfen nicht in die Personalakte aufgenommen werden. 

(5) Unterlagen über Beschwerden, Behauptungen und Bewertungen sind, falls sie 

1. sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben, mit Zustimmung der Kirchenbe-
amtin oder des Kirchenbeamten unverzüglich aus der Personalakte zu entfernen und 
zu vernichten, 

2. für die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten ungünstig sind oder ihr oder ihm 
nachteilig werden können, auf eigenen Antrag nach drei Jahren zu entfernen und zu 
vernichten; dies gilt nicht für dienstliche Beurteilungen. 

Die Frist nach Satz 1 Nr. 2 wird durch erneute Sachverhalte im Sinne dieser Vorschrift 
oder durch die Einleitung eines Straf-, Disziplinar- oder Lehrbeanstandungsverfahrens 
unterbrochen. Stellt sich der erneute Vorwurf als unbegründet oder falsch heraus, gilt 
die Frist als nicht unterbrochen. 

(6) Mitteilungen in Strafsachen, soweit sie nicht Bestandteil einer Disziplinarakte sind, 
sowie Auskünfte aus dem Bundeszentralregister sind mit Zustimmung der Kirchenbe-
amtin oder des Kirchenbeamten nach drei Jahren zu entfernen und zu vernichten. Ab-
satz 5 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(7) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen oder die gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich die Fristen nach Absatz 5 Satz 1 
Nr. 2 und Absatz 6 Satz 1 durch Kirchengesetz verlängern. 

 

§ 17 
Einsichts- und Auskunftsrecht 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch nach Beendigung des Kir-
chenbeamtenverhältnisses, ein Recht auf Einsicht in ihre vollständige Personalakte. 
Dies gilt ebenso für die von ihnen beauftragten Ehepartnerinnen, Ehepartner, Kinder 
und Eltern. 

(2) Ihren Bevollmächtigten ist Einsicht zu gewähren, soweit dienstliche Gründe nicht 
entgegenstehen. Dies gilt auch für Hinterbliebene, Erbinnen und Erben, wenn ein be-
rechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird, und für deren Bevollmächtigte.  

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ein Recht auf Einsicht auch in ande-
re Schriftstücke, die personenbezogene Daten über sie enthalten und für ihr Dienstver-
hältnis verarbeitet oder genutzt werden, soweit kirchengesetzlich nichts anderes be-
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stimmt ist. Die Einsichtnahme ist unzulässig, wenn die Daten der Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten mit Daten Dritter oder mit Daten, die nicht personenbezogen sind 
und deren Kenntnis die Wahrnehmung des kirchlichen Auftrags gefährden könnte, 
derart verbunden sind, dass ihre Trennung nicht oder nur mit unverhältnismäßig gro-
ßem Aufwand möglich ist. In diesem Fall ist den Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten Auskunft zu erteilen. Das Recht auf Einsicht in die Ausbildungs- und Prüfungs-
akten regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich. 

(4) Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo die Einsicht gewährt wird. Soweit 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, können auf Kosten der Kirchenbeamtin oder 
des Kirchenbeamten Kopien gefertigt werden. 

(5) Das Recht auf Auskunft steht dem Recht auf Einsicht gleich; insoweit gelten die 
Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

(6) Kenntnisse, die durch Akteneinsicht erlangt sind, unterliegen der Amtsverschwie-
genheit nach § 24. 

(7) Die Einsicht in Ermittlungsakten eines Disziplinarverfahrens und die Unterrichtung 
über die Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten für diese Akten regelt 
das Disziplinarrecht. 

 

 

Teil 3 Amt und Rechtsstellung 

 

Kapitel 1 Pflichten 

 

§ 18 
Grundbestimmung 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihren Dienst in Bindung an Schrift und 
Bekenntnis und nach den Ordnungen der Kirche auszuüben. Sie haben die ihnen ob-
liegenden Pflichten mit voller Hingabe, treu, uneigennützig und gewissenhaft zu erfül-
len. Sie haben sich innerhalb und außerhalb des Dienstes so zu verhalten, dass das 
Vertrauen in ihre pflichtgemäße Amtsführung gewahrt und die Glaubwürdigkeit der 
Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages nicht beeinträchtigt wird.  

 

§ 19 
Gelöbnis 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben folgendes Gelöbnis abzulegen: 

„Ich gelobe vor Gott, den mir anvertrauten Dienst in Bindung an Schrift und Bekennt-
nis und nach den Ordnungen der Kirche auszuüben, die mir obliegenden Pflichten mit 
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voller Hingabe, treu, uneigennützig und gewissenhaft zu erfüllen und mein Leben so 
zu führen, dass das Vertrauen in meine pflichtgemäße Amtsführung gewahrt und die 
Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages nicht beeinträchtigt 
wird.“ 

(2) Das Gelöbnis soll bei der erstmaligen Ernennung abgelegt werden. 

 

§ 20 
Beratungs- und Gehorsamspflicht 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihre Vorgesetzten zu beraten und zu 
unterstützen. Sie sind verpflichtet, die von diesen erlassenen Anordnungen und allge-
meinen Richtlinien zu befolgen. Dies gilt nicht für Anordnungen, deren Ausführung 
erkennbar Schrift und Bekenntnis widersprechen würde oder erkennbar strafbar oder 
ordnungswidrig ist. Es gilt ferner nicht in Fällen, in denen Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamte nach besonderer gesetzlicher Vorschrift nur dem Gesetz unterworfen 
und an Anordnungen nicht gebunden sind. 

 

§ 21 
Verantwortlichkeit 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind für die Rechtmäßigkeit ihrer dienstli-
chen Handlungen verantwortlich. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben Bedenken gegen die Rechtmäßig-
keit dienstlicher Anordnungen unverzüglich bei der oder dem unmittelbaren Vorge-
setzten geltend zu machen. Wird die Anordnung aufrechterhalten, so haben sie sich, 
wenn ihre Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit fortbestehen, an die nächsthöhere Vor-
gesetzte oder den nächsthöheren Vorgesetzten zu wenden. Bestätigt diese oder dieser 
die Anordnung schriftlich, so muss sie ausgeführt werden; § 20 bleibt unberührt. Von 
der eigenen Verantwortung sind die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in die-
sem Fall befreit. 

(3) Verlangt die oder der unmittelbare Vorgesetzte die sofortige Ausführung der An-
ordnung mit der Begründung, diese sei wegen Gefahr im Verzuge unaufschiebbar, so 
gilt Absatz 2 Satz 3 und 4 entsprechend. 

(4) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die von einem der in § 2 Abs. 1 Satz 2 
genannten Dienstherren ernannt sind, genügen ihrer Pflicht nach Absatz 2 Satz 2, in-
dem sie ihre Bedenken demjenigen Organ vortragen, das ihren Dienstherrn im Rechts-
verkehr vertritt. 
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§ 22 
Beschränkung bei Vornahme von Amtshandlungen 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen in dienstlichen Angelegenheiten, an 
denen sie selbst oder Angehörige beteiligt sind, nicht tätig werden. Dies gilt nicht für 
geistliche Amtshandlungen.  

(2) Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, die nach den Bestimmungen 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes als Angehörige anzusehen sind. 

 

§ 23 
Verbot der Weiterführung von Dienstgeschäften  

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann einer Kirchen-
beamtin oder einem Kirchenbeamten aus zwingenden dienstlichen Gründen die Füh-
rung der Dienstgeschäfte ganz oder teilweise verbieten. Das Verbot erlischt, wenn 
nicht bis zum Ablauf von drei Monaten gegen die Kirchenbeamtin oder den Kirchen-
beamten ein Disziplinarverfahren oder ein auf Rücknahme der Ernennung oder auf 
Veränderung des Kirchenbeamtenverhältnisses oder Entlassung gerichtetes Verfahren 
eingeleitet worden ist. 

(2) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte soll vor Erlass des Verbots gehört 
werden. 

 

§ 24 
Amtsverschwiegenheit 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch nach Beendigung des Kir-
chenbeamtenverhältnisses, über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt ge-
wordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mittei-
lungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer 
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen ohne Einwilligung der obersten 
Dienstbehörde, der letzten obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle 
über Angelegenheiten nach Absatz 1 Satz 1 weder vor Gericht noch außergerichtlich 
aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Einwilligung kann versagt werden, wenn 
durch die Aussage besondere kirchliche Interessen gefährdet würden. 

 

§ 25 
Übergabe amtlicher Unterlagen und Gegenstände 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch nach Beendigung des Kirchen-
beamtenverhältnisses, auf Verlangen der oder des Dienstvorgesetzten, der oder des 
letzten Dienstvorgesetzten oder der von dieser oder diesem bestimmten Stelle amtliche 
Schriftstücke, Aufzeichnungen jeder Art über dienstliche Vorgänge und Gegenstände 
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mit Bezug zu dienstlichen Vorgängen herauszugeben. Die gleiche Verpflichtung trifft 
ihre Hinterbliebenen, Erbinnen und Erben. 

 

§ 26 
Annahme von Zuwendungen 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen, auch nach Beendigung des Kirchen-
beamtenverhältnisses, persönliche Zuwendungen in Bezug auf ihr Amt nur mit Zu-
stimmung der obersten Dienstbehörde, der letzten obersten Dienstbehörde oder der 
von ihr bestimmten Stelle annehmen. Das Nähere können die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren 
Bereich regeln. 

 

§ 27 
Politische Betätigung und Mandatsbewerbung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben bei politischer Betätigung und bei 
Äußerungen zu Fragen des öffentlichen Lebens die Mäßigung und Zurückhaltung zu 
üben, welche die Rücksicht auf ihr Amt gebietet.  

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen eine Vereinigung nicht unterstüt-
zen, wenn sie dadurch in Widerspruch zu ihrem Amt treten oder in der Ausübung des 
Dienstes wesentlich behindert werden. 

(3) Die Rechtsfolgen einer Mandatsbewerbung und der Ausübung eines Mandats in 
einem Gesetzgebungsorgan oder einem kommunalen Vertretungsorgan oder der Wahl 
zur kommunalen Wahlbeamtin oder zum kommunalen Wahlbeamten regeln die Evan-
gelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich durch Kirchengesetz.  

 

§ 28 
Arbeitszeit 

(1) Die Arbeitszeit regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen 
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.  

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind verpflichtet, ohne Vergütung über die 
regelmäßige Arbeitszeit hinaus Dienst zu tun, wenn dienstliche Verhältnisse dies er-
fordern und sich die Mehrarbeit auf Ausnahmefälle beschränkt. Ein Ausgleich von 
Mehrarbeit kann im Rahmen der Bestimmungen nach Absatz 1 vorgesehen werden. 
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§ 29 
Fernbleiben vom Dienst 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen dem Dienst nicht ohne Einwilli-
gung fernbleiben, es sei denn, dass sie wegen Krankheit oder aus anderen zwingenden 
Gründen daran gehindert sind, ihre Dienstpflichten zu erfüllen. Sie haben die Verhin-
derung unverzüglich anzuzeigen. Die Dienstunfähigkeit wegen Krankheit ist auf Ver-
langen nachzuweisen. 

(2) Bleiben Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte schuldhaft ihrem Dienst fern, so 
verlieren sie für die Dauer der Abwesenheit den Anspruch auf Dienstbezüge. Die    
oberste Dienstbehörde stellt den Verlust der Dienstbezüge fest und teilt dies der Kir-
chenbeamtin oder dem Kirchenbeamten mit. Die Einleitung eines Disziplinarverfah-
rens wird dadurch nicht ausgeschlossen. 

 

§ 30 
Wohnung und Aufenthalt 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihre Wohnung so zu nehmen, dass 
sie in der ordnungsgemäßen Wahrnehmung ihrer Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigt 
werden. 

(2) Wenn dienstliche Verhältnisse es erfordern, so können sie angewiesen werden, ihre 
Wohnung innerhalb einer bestimmten Entfernung von ihrer Dienststelle zu nehmen 
oder eine Dienstwohnung zu beziehen. 

(3) Wenn dienstliche Verhältnisse es dringend erfordern, so können sie angewiesen 
werden, sich während der dienstfreien Zeit so in der Nähe ihres Dienstortes aufzuhal-
ten, dass sie leicht erreicht werden können. 

 

§ 31 
Mitteilung von strafrechtlichen Verfahren 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihrer oder ihrem Dienstvorgesetzten 
mitzuteilen, wenn in einem strafrechtlichen Verfahren Anklage gegen sie erhoben oder 
Strafbefehl erlassen wird. Sie haben das Ergebnis eines solchen Verfahrens anzuzeigen 
und die strafgerichtliche Entscheidung vorzulegen. 

 

§ 32 
Amtspflichtverletzungen 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte verletzen ihre Amtspflicht, wenn sie in-
nerhalb oder außerhalb des Dienstes schuldhaft gegen ihnen obliegende Pflichten ver-
stoßen. 

(2) Die Folgen von Amtspflichtverletzungen nach Absatz 1 richten sich nach dem Dis-
ziplinarrecht. 
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§ 33 
Schadensersatz 

(1) Verletzen Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte vorsätzlich oder grob fahrlässig 
ihnen obliegende Pflichten, so haben sie dem Dienstherrn den daraus entstehenden 
Schaden zu ersetzen. Dasselbe gilt, wenn der Dienstherr einem anderen Schadenser-
satz zu leisten hat, weil eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter die Amtspflicht 
verletzt hat. 

(2) Haben mehrere Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte den Schaden gemeinsam 
verursacht, so haften sie gesamtschuldnerisch. 

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in 
dem der Dienstherr Kenntnis von dem Schaden und der Person der oder des Ersatz-
pflichtigen erlangt hat, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren von der Be-
gehung der Handlung an.  

(4) Leistet die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte dem Dienstherrn Ersatz und 
hat dieser einen Erstattungsanspruch gegen einen Dritten, so ist dieser Anspruch an die 
Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten abzutreten. 

 

 

Kapitel 2 Rechte  

 

§ 34 
Fürsorgepflicht des Dienstherrn 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ein Recht auf Fürsorge für sich und ihre 
Familie. Sie sind gegen Behinderungen ihres Dienstes und ungerechtfertigte Angriffe 
auf ihre Person in Schutz zu nehmen. 

 

§ 35 
Unterhalt 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben Anspruch auf angemessenen Unter-
halt für sich und ihre Familie, insbesondere durch Gewährung von Besoldung und 
Versorgung sowie von Beihilfen in Krankheits- und Pflegefällen. Das Nähere sowie 
die Erstattung von Reise- und Umzugskosten regeln die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren 
Bereich. Die Regelung der Besoldung und Versorgung bedarf eines Kirchengesetzes.  

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können, wenn gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist, Ansprüche auf Dienstbezüge nur insoweit abtreten, als sie der Pfändung 
unterliegen. Der Dienstherr kann ein Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht ge-
genüber Ansprüchen auf Dienstbezüge nur insoweit geltend machen, als sie pfändbar 
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sind. Diese Einschränkung gilt nicht, soweit ein Anspruch auf Schadensersatz wegen 
vorsätzlicher unerlaubter Handlung besteht. 

 

§ 36 
Abtretung von Schadensersatzansprüchen 

(1) Werden Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte oder deren Angehörige körper-
lich verletzt oder getötet, so werden Leistungen, zu denen der Dienstherr während ei-
ner auf der Körperverletzung beruhenden Aufhebung der Dienstfähigkeit oder infolge 
der Körperverletzung oder der Tötung verpflichtet ist, nur gewährt, wenn gesetzliche 
Ansprüche gegen Dritte auf Schadensersatz wegen der Körperverletzung oder der Tö-
tung bis zur Höhe der Leistung des Dienstherrn Zug um Zug abgetreten werden. 

(2) Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche dürfen nicht zum Nachteil der berechtigten 
Person geltend gemacht werden. 

 

§ 37 
Schäden bei Ausübung des Dienstes 

(1) Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne dass ein Dienstunfall eingetreten ist, Klei-
dungsstücke oder sonstige Gegenstände, die üblicherweise bei Wahrnehmung des 
Dienstes mitgeführt werden, beschädigt oder zerstört worden oder abhanden gekom-
men, so kann gegen Abtretung etwaiger Ersatzansprüche Ersatz geleistet werden. 

(2) Ersatz wird nicht gewährt, wenn der Schaden durch ein vorsätzliches oder grob 
fahrlässiges Verhalten der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten herbeigeführt 
worden ist.  

 

§ 38 
Urlaub 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten steht jährlich Erholungsurlaub unter 
Fortgewährung der Leistungen des Dienstherrn zu. 

(2) Aus besonderen Anlässen kann ihnen Sonderurlaub gewährt werden. 

(3) Zur Ausübung des Amtes als Mitglied verfassungsmäßiger kirchlicher Organe be-
dürfen sie keines Urlaubs. Müssen sie zur Ausübung eines solchen Amtes dem Dienst 
fernbleiben, so haben sie dies der oder dem Dienstvorgesetzten vorher anzuzeigen. 

(4) Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und 
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich durch Rechtsverordnung. 
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§ 39 
Mutterschutz, Elternzeit, Jugendarbeitsschutz, Arbeitsschutz, Schwerbehindertenrecht 

Die allgemeinen Vorschriften über Mutterschutz, Elternzeit, Jugendarbeitsschutz, Ar-
beitsschutz und für die Schwerbehinderten sind anzuwenden, soweit diese unmittelbar 
gelten. Im Übrigen gelten die Regelungen für Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte 
entsprechend, soweit nicht die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen 
oder die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich andere Regelungen 
treffen. 

 

§ 40 
Dienstzeugnis 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben nach Beendigung des Kirchenbeamten-
verhältnisses, im Übrigen bei Nachweis eines berechtigten Interesses, einen Anspruch 
auf Erteilung eines Dienstzeugnisses über die Art und Dauer der von ihnen bekleideten 
Ämter durch die letzte Dienstvorgesetzte oder den letzten Dienstvorgesetzten. Das 
Dienstzeugnis muss auf Verlangen auch über die ausgeübte Tätigkeit und die Leistun-
gen Auskunft geben. 

 

 

Kapitel 3 Personalentwicklung 

 

§ 41 
Förderung, Fortbildung 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse sorgen nach Maßgabe ihres Rechts für die Förderung und Ent-
wicklung der Gaben ihrer Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten.  

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind nach Maßgabe der jeweils geltenden 
Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder der 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse berechtigt und verpflichtet, an Maßnahmen zur 
Personalentwicklung, insbesondere zur Fortbildung, teilzunehmen.  

 

§ 42 
Beurteilung 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte werden nach Maßgabe des Rechts der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder der gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse beurteilt. 
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Kapitel 4 Nebentätigkeiten 

 

§ 43 
Grundbestimmung 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen eine Nebentätigkeit (Nebenamt, Ne-
benbeschäftigung oder ein öffentliches oder kirchliches Ehrenamt) nur übernehmen, 
wenn dies mit ihrem Amt und mit der gewissenhaften Erfüllung ihrer Dienstpflichten 
vereinbar ist und kirchliche Interessen nicht entgegenstehen.  

 

§ 44 
Angeordnete Nebentätigkeiten 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind verpflichtet, auf Verlangen der oder 
des Dienstvorgesetzten oder der obersten Dienstbehörde eine Nebentätigkeit im kirch-
lichen Interesse auch ohne Vergütung zu übernehmen, soweit sie die erforderliche 
Eignung dafür besitzen und die Übernahme ihnen zugemutet werden kann. 

(2) Mit dem Beginn des Ruhestandes oder des Wartestandes oder mit der Beendigung 
des Kirchenbeamtenverhältnisses endet die Nebentätigkeit nach Absatz 1, wenn im 
Einzelfall nichts anderes bestimmt wird. 

 

§ 45 
Haftung aus angeordneter Nebentätigkeit 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die aus einer auf Verlangen, Vorschlag oder 
Veranlassung ihrer oder ihres Dienstvorgesetzten oder ihrer obersten Dienstbehörde 
übernommenen Tätigkeit in einem Leitungs- oder Aufsichtsorgan einer juristischen 
Person haftbar gemacht werden, haben gegen den Dienstherrn Anspruch auf Ersatz 
eines ihnen entstandenen Schadens. Ist der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig 
herbeigeführt worden, so ist der Dienstherr nur dann ersatzpflichtig, wenn die Kir-
chenbeamtin oder der Kirchenbeamte auf Verlangen einer oder eines Vorgesetzten 
gehandelt hat. 

 

§ 46 
Einwilligungsbedürftige Nebentätigkeiten 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte bedürfen zur Übernahme einer Nebentä-
tigkeit der Einwilligung durch die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte 
Stelle. Die Einwilligung kann bedingt, befristet, widerruflich oder mit Auflagen verse-
hen erteilt werden. Jede wesentliche Änderung der Nebentätigkeit ist unverzüglich 
anzuzeigen. 
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(2) Die Einwilligung ist zu versagen oder zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen 
des § 43 nicht oder nicht mehr vorliegen. Ein Versagungs- oder Widerrufsgrund liegt 
insbesondere vor, wenn zu besorgen ist, dass die Nebentätigkeit 

1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeam-
ten so stark in Anspruch nimmt, dass die gewissenhafte Erfüllung der Dienstpflich-
ten behindert werden kann, 

2. die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten in einen Widerstreit mit den Dienst-
pflichten bringen kann, 

3. geeignet ist, dem Ansehen der Kirche und der Glaubwürdigkeit ihres Dienstes zu 
schaden. 

 

§ 47 
Nichteinwilligungsbedürftige Nebentätigkeiten 

(1) Keiner Einwilligung und keiner Anzeige bedürfen folgende Nebentätigkeiten: 

1. die unentgeltliche Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft bei Angehörigen, 

2. eine Testamentsvollstreckung nach dem Tod von Angehörigen,  

3. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Kirchenbeamtin oder des Kir-
chenbeamten unterliegenden Vermögens, 

4. die Tätigkeit in Vereinigungen zur Wahrung von Berufsinteressen oder anderen Be-
rufsverbänden, 

5. die Übernahme von Ehrenämtern,  

6. eine nur gelegentlich ausgeübte schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische 
oder Vortragstätigkeit,  

7. eine nur gelegentlich ausgeübte selbstständige Gutachtertätigkeit. 

(2) Keiner Einwilligung, aber einer Anzeige bedürfen Nebentätigkeiten nach Absatz 1 
Nr. 6 und 7, wenn sie nicht nur gelegentlich ausgeübt werden.  

(3) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann aus begründetem 
Anlass verlangen, dass die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte über eine Neben-
tätigkeit nach Absatz 1 oder 2, insbesondere über deren Art und Umfang, schriftlich 
Auskunft erteilt.  

(4) Die Übernahme oder Fortführung einer Nebentätigkeit nach Absatz 1 und 2 ist von 
der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle zu untersagen, wenn 
ein Versagungsgrund nach § 46 Abs. 2 gegeben ist. Sofern es zur sachgerechten und 
gewissenhaften Erfüllung der Dienstpflichten erforderlich ist, kann die Nebentätigkeit 
auch bedingt, befristet, widerruflich oder unter Auflagen gestattet werden. 
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§ 48 
Rechtsverordnungen über Nebentätigkeiten 

Die zur Ausführung der §§ 43 bis 47 notwendigen Regelungen können die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
je für ihren Bereich durch Rechtsverordnung treffen. In der Rechtsverordnung kann 
insbesondere bestimmt werden,  

1. ab welcher zeitlichen Inanspruchnahme durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten 
die Voraussetzung des § 46 Abs. 2 Nr. 1 in der Regel als erfüllt gilt, 

2. ob und inwieweit Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte mit Dienstbezügen ver-
pflichtet sind, die Vergütungen aus Nebentätigkeiten ganz oder teilweise an den 
Dienstherrn abzuführen; 

3. dass Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dem Dienstherrn unverzüglich nach 
Ablauf eines jeden Kalenderjahres eine Abrechnung über die Vergütungen und 
geldwerten Vorteile aus Nebentätigkeiten vorzulegen haben;  

4. unter welchen Voraussetzungen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte zur Aus-
übung von Nebentätigkeiten Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn 
in Anspruch nehmen dürfen und in welcher Höhe ein Entgelt hierfür zu entrichten 
ist.  

 

 

Teil 4 Veränderungen des Kirchenbeamtenverhältnisses  

 

Kapitel 1 Freistellung (Beurlaubung und Teildienst) 

 

§ 49 
Grundbestimmung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können nach Maßgabe der nachfolgenden 
Bestimmungen auf ihren Antrag ohne Besoldung von der Pflicht zur Dienstleistung 
ganz freigestellt werden (Beurlaubung). 

(2) Ihnen kann nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen auf ihren Antrag die 
Arbeitszeit bis zur Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit ermäßigt werden (Teildienst). 
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§ 50 
Beurlaubung und Teildienst aus familiären Gründen 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf Lebenszeit oder auf Probe 
sind, soweit besondere kirchliche oder dienstliche Interessen nicht entgegenstehen, auf 
Antrag zu beurlauben, wenn sie 

1. mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren oder 

2. nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftige sonstige Angehörige 

tatsächlich betreuen oder pflegen. Unter denselben Voraussetzungen ist Teildienst zu 
bewilligen. 

(2) Die Beurlaubung nach Absatz 1 darf, auch wenn sie mehrfach gewährt wird, auch 
in Verbindung mit einer Beurlaubung nach § 51 die Dauer von zwölf Jahren nicht ü-
berschreiten.  

(3) Die Beurlaubung oder der Teildienst nach Absatz 1 sollen auf Antrag widerrufen 
oder abgeändert werden, wenn sie der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten 
nicht mehr zugemutet werden können und dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 
Wird dem Antrag stattgegeben, so muss der Widerruf oder die Änderung spätestens 
sechs Monate nach der Antragstellung wirksam werden. 

(4) Während einer Beurlaubung nach Absatz 1 sollen die Verbindung zum Dienst und 
der berufliche Wiedereinstieg durch geeignete Maßnahmen erleichtert werden. 

(5) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich abweichende Re-
gelungen treffen. 

 

§ 51 
Beurlaubung und Teildienst aus anderen Gründen 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf Lebenszeit oder auf Probe 
können  

1. bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren oder 

2. nach Vollendung des 55. Lebensjahres bis zum Beginn des Ruhestandes  

beurlaubt werden, soweit kirchliche oder dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. 
Die Beurlaubung darf, auch in Verbindung mit einer Beurlaubung nach § 50, die Dau-
er von zwölf Jahren nicht überschreiten.  

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Zeit, auf Lebenszeit oder auf Probe 
kann auf Antrag Teildienst bewilligt werden, soweit kirchliche oder dienstliche Inte-
ressen nicht entgegenstehen. Der Teildienst kann der Dauer und dem Umfang nach 
nachträglich beschränkt werden, soweit besondere dienstliche oder kirchliche Interes-
sen dies erfordern. 
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(3) Die Beurlaubung und der Teildienst nach den Absätzen 1 und 2 sollen auf Antrag 
widerrufen oder abgeändert werden, wenn sie der Kirchenbeamtin oder dem Kirchen-
beamten nicht mehr zugemutet werden können und dienstliche Gründe nicht entgegen-
stehen. 

(4) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich Regelungen über 
den Altersteildienst treffen.  

 

§ 52 
Informationspflicht und Benachteiligungsverbot 

(1) Wird eine Beurlaubung oder ein Teildienst beantragt, so sind die Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamten schriftlich auf die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen hin-
zuweisen. 

(2) Teildienst darf das berufliche Fortkommen nicht beeinträchtigen; eine unterschied-
liche Behandlung von Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Teildienst gegen-
über solchen mit regelmäßiger Arbeitszeit ist nur zulässig, wenn zwingende sachliche 
Gründe sie rechtfertigen. 

 

§ 53 
Nebentätigkeit während der Freistellung 

Während einer Beurlaubung oder eines Teildienstes dürfen nur solche Nebentätigkei-
ten ausgeübt werden, die dem Zweck der Beurlaubung oder des Teildienstes nicht zu-
widerlaufen. 

 

§ 54 
Allgemeine Rechtsfolgen einer Beurlaubung 

(1) Mit dem Beginn einer Beurlaubung verlieren die Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten die mit dem ihnen verliehenen Amt verbundenen oder persönlich übertrage-
nen Aufgaben. Das Dienstverhältnis dauert fort; alle Anwartschaften, die im Zeitpunkt 
der Beurlaubung erworben waren, bleiben gewahrt. Die besoldungs- und versorgungs-
rechtlichen Vorschriften über die Berücksichtigung von Zeiten einer Beurlaubung oh-
ne Dienstbezüge bleiben unberührt. 

(2) Während einer Beurlaubung unterstehen die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten dem Disziplinarrecht ihres Dienstherrn. 

(3) Ein Anspruch auf Leistungen der Krankenfürsorge während der Zeit einer Beur-
laubung richtet sich nach den Regelungen, die die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich treffen. 
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§ 55 
Verfahren 

(1) Über eine Beurlaubung oder einen Teildienst und die damit verbundenen Regelun-
gen entscheidet die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle.  

(2) Die Beurlaubung oder der Teildienst beginnen, wenn kein anderer Tag festgesetzt 
wird, mit dem Ablauf des Monats, in dem der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbe-
amten die Entscheidung mitgeteilt wird. Bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 
im Schul- und Hochschuldienst sollen der Beginn und das Ende einer Freistellung oder 
eine Änderung derselben jeweils auf den Beginn und das Ende eines Schulhalbjahres 
oder eines Semesters festgesetzt werden. 

(3) Ein Antrag auf Verlängerung einer Beurlaubung oder eines Teildienstes ist spätes-
tens sechs Monate vor Ablauf der Freistellung zu stellen. 

 

 

Kapitel 2 Abordnung, Zuweisung, Versetzung und Umwandlung 

 

§ 56 
Abordnung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können, wenn ein dienstliches Bedürfnis 
besteht, ganz oder teilweise zu einer ihrem Amt entsprechenden Tätigkeit an eine an-
dere Dienststelle abgeordnet werden. 

(2) Aus dienstlichen Gründen können Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte ganz 
oder teilweise auch zu einer nicht ihrem Amt entsprechenden Tätigkeit abgeordnet 
werden, wenn ihnen die Wahrnehmung der neuen Tätigkeit auf Grund ihrer Vorbil-
dung oder Berufsausbildung zuzumuten ist. Dabei ist auch die Abordnung zu einer 
Tätigkeit, die nicht ihrem Amt mit demselben Endgrundgehalt entspricht, zulässig. Die 
Abordnung nach den Sätzen 1 und 2 bedarf der Einwilligung der Kirchenbeamtin oder 
des Kirchenbeamten und der obersten Dienstbehörde, wenn sie die Dauer von zwei 
Jahren übersteigt. 

(3) Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn bedarf der Einwilligung der Kir-
chenbeamtin oder des Kirchenbeamten und der obersten Dienstbehörde. Abweichend 
von Satz 1 ist die Abordnung auch ohne Einwilligung der Kirchenbeamtin oder des 
Kirchenbeamten zulässig, wenn die neue Tätigkeit einem Amt mit demselben End-
grundgehalt auch einer gleichwertigen oder anderen Laufbahn entspricht und die Ab-
ordnung die Dauer von zwei Jahren nicht übersteigt. 

(4) Für die Dauer der Abordnung finden die Vorschriften des abordnenden Dienstherrn 
weiterhin Anwendung, wenn die beteiligten Dienstherren nichts anderes vereinbaren. 
Zur Zahlung der Dienstbezüge ist auch der Dienstherr verpflichtet, zu dem die Kir-
chenbeamtin oder der Kirchenbeamte abgeordnet ist. 
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§ 57 
Zuweisung  

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können im kirchlichen Interesse mit ihrer 
Einwilligung befristet oder unbefristet einer Einrichtung oder einem Dienstherrn au-
ßerhalb des Geltungsbereichs dieses Kirchengesetzes zugewiesen werden.  

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten einer Dienststelle, die ganz oder teilweise 
in eine privatrechtlich organisierte Einrichtung der Kirche oder der Diakonie umgebil-
det wird, kann auch ohne ihre Zustimmung eine ihrem Amt entsprechende Tätigkeit 
bei dieser Einrichtung zugewiesen werden, wenn ein besonderes kirchliches Interesse 
dies erfordert.  

(3) Die Rechtsstellung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten bleibt unberührt. 
Der Einrichtung oder dem Dienstherrn nach den Absätzen 1 und 2 können Dienstvor-
gesetzten- und Vorgesetztenbefugnisse übertragen werden; ausgenommen sind die 
Befugnisse nach §§ 56 bis 85. 

(4) Bei der Zuweisung ist zu entscheiden, ob die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe-
amte die Planstelle verliert. Im Falle der Zuweisung unter Verlust der Planstelle erfolgt 
nach Beendigung der Zuweisung eine Einweisung in eine der früheren entsprechenden 
Planstelle. § 60 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(5) Erhält eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter aus einer Zuweisung nach 
den Absätzen 1 oder 2 anderweitig Bezüge, so werden diese auf die Besoldung ange-
rechnet. In  besonderen Fällen kann die oberste Dienstbehörde von der Anrechnung 
ganz oder teilweise absehen.  

(6) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 5 bedürfen der Einwilligung der   
obersten Dienstbehörde. 

 

§ 58 
Versetzung  

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können versetzt werden, wenn sie dies 
beantragen oder ein dienstliches Interesse besteht. Vor einer Versetzung auf Grund 
eines dienstlichen Interesses sind sie zu hören. Eine Versetzung bedarf nicht ihrer 
Einwilligung, wenn das neue Amt 

1. zum Bereich desselben Dienstherrn gehört und 

2. derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn angehört wie das bisherige Amt und 

3. mit mindestens demselben Endgrundgehalt verbunden ist; Stellenzulagen gelten 
dabei nicht als Bestandteile des Grundgehalts. 

(2) Einer Einwilligung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten bei einer Verset-
zung im Bereich desselben Dienstherrn bedarf es auch nicht, wenn wegen 

1. der Auflösung einer kirchlichen Körperschaft oder 
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2. einer wesentlichen Änderung des Aufbaus oder der Aufgaben einer kirchlichen 
Körperschaft oder Dienststelle oder bei Zusammenlegungen 

das bisherige Aufgabengebiet berührt wird. Satz 1 gilt auch, wenn das neue Amt einer 
anderen Laufbahn derselben Laufbahngruppe angehört als das bisherige Amt oder die 
Versetzung zu einem anderen Dienstherrn innerhalb der Zuständigkeit der obersten 
Dienstbehörde erfolgt. Vor der Versetzung sind die Beteiligten zu hören. § 60 Abs. 1 
bleibt unberührt. 

(3) Bei einem Wechsel des Dienstherrn in den Fällen der Absätze 1 und 2 wird die 
Versetzung von dem abgebenden im Einverständnis mit dem aufnehmenden Dienst-
herrn und mit Einwilligung der obersten Dienstbehörde verfügt; das Einverständnis ist 
schriftlich zu erklären. In der Versetzungsverfügung ist zum Ausdruck zu bringen, 
dass das Einverständnis vorliegt. Das Kirchenbeamtenverhältnis wird mit dem neuen 
Dienstherrn fortgesetzt; dieser tritt an die Stelle des bisherigen. Auf die Rechtsstellung 
der Versetzten sind die im Bereich des neuen Dienstherrn geltenden Vorschriften an-
zuwenden. 

(4) Besitzen die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten nicht die Befähigung für die 
andere Laufbahn, so haben sie an Maßnahmen für den Erwerb der neuen Befähigung 
teilzunehmen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, denen noch 
kein Amt verliehen worden ist, entsprechend. 

 

§ 59 
Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses 

Das Kirchenbeamtenverhältnis Ordinierter kann in ein Pfarrdienstverhältnis umge-
wandelt werden, wenn ein dienstliches Interesse besteht. In diesem Fall wird das Kir-
chenbeamtenverhältnis als Pfarrdienstverhältnis fortgesetzt. Die Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten sind vorher zu hören, wenn sie die Umwandlung nicht beantragt 
haben. 

 

 

Kapitel 3 Wartestand 

 

§ 60 
Voraussetzungen für die Versetzung in den Wartestand 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit können in den 
Wartestand versetzt werden, wenn kirchliche Körperschaften oder Dienststellen aufge-
löst, in ihrem Aufbau oder in ihren Aufgaben wesentlich geändert oder mit anderen 
zusammengelegt werden und die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte weder wei-
terverwendet noch nach § 58 Abs. 2 versetzt werden kann.  
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(2) Die Versetzung in den Wartestand ist nur innerhalb von drei Monaten nach dem In-
Kraft-Treten der Maßnahme nach Absatz 1 zulässig. 

(3) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann vorsehen, dass Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit in den Wartestand versetzt werden können, 
wenn ein gedeihliches Wirken in dem bisherigen Amt nicht gewährleistet ist und sie 
weder weiterverwendet noch versetzt werden können. 

 

§ 61 
Allgemeine Rechtsfolgen und Verfahren 

(1) Die Versetzung in den Wartestand wird von der obersten Dienstbehörde oder der 
von ihr bestimmten Stelle verfügt. Die Verfügung ist der Kirchenbeamtin oder dem 
Kirchenbeamten zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn des Wartestandes zurückge-
nommen werden. 

(2) Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Verfügung ein späterer Zeitpunkt be-
stimmt wird, mit dem Ende des Monats, in dem der Kirchenbeamtin oder dem Kir-
chenbeamten die Versetzung in den Wartestand mitgeteilt wird.  

(3) Das Kirchenbeamtenverhältnis wird durch die Versetzung in den Wartestand nicht 
beendet. Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte verliert jedoch mit dem Beginn 
des Wartestandes die Planstelle. In den Wartestand Versetzte erhalten Wartestandsbe-
züge nach Maßgabe der jeweils geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen. 

(4) Mit Beginn des Wartestands tritt für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 an die Stelle des bisherigen Dienstherrn die aufsichtsführende Kir-
che. 

 

§ 62 
Verwendung im Wartestand 

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten im Wartestand jederzeit einen Auftrag zur Wahr-
nehmung dienstlicher Aufgaben, die ihrer Vorbildung entsprechen, erteilen. Die 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind verpflichtet, diesem Auftrag Folge zu 
leisten. Auf die persönlichen Verhältnisse ist in angemessenen Grenzen Rücksicht zu 
nehmen.  

(2) Bleiben sie entgegen der Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 2 schuldhaft dem 
Dienst fern, so verlieren sie für die Zeit des Fernbleibens den Anspruch auf etwaige 
Bezüge aus diesem Dienst und auf Wartestandsbezüge. 

(3) Werden Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Wartestand voll beschäftigt, so 
werden die ihnen aus der Beschäftigung zustehenden Bezüge auf die Wartestandsbe-
züge angerechnet. 
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§ 63 
Wiederverwendung 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Wartestand können vor Vollendung des 
63. Lebensjahres jederzeit wieder zum Dienst berufen werden. Sie sind verpflichtet, 
einer erneuten Berufung zum Dienst Folge zu leisten, wenn ihnen Besoldung nach der 
Besoldungsgruppe gewährt wird, aus der sich die Wartestandsbezüge errechnen. § 62 
Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

 

§ 64 
Versetzung in den Ruhestand 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit im Wartestand können mit 
ihrer Zustimmung jederzeit in den Ruhestand versetzt werden. In den Fällen des § 60 
Abs. 1 können sie mit dem Ablauf des Monats, in dem eine dreijährige Wartestands-
zeit endet, auch gegen ihren Willen in den Ruhestand versetzt werden. In den Fällen 
des § 60 Abs. 3 sind sie mit dem Ablauf des Monats, in dem eine dreijährige War-
testandszeit endet, in den Ruhestand zu versetzen.  

(2) Der Lauf der Fristen nach Absatz 1 wird durch einen Auftrag nach § 62 Abs. 1 ge-
hemmt. 

(3) §§ 65 bis 74 bleiben unberührt. 

 

§ 65 
Ende des Wartestandes 

 

Der Wartestand endet 

1. mit der erneuten Berufung zum Dienst (§ 63), 

2. mit der Versetzung in den Ruhestand (§§ 64, 66 ff) oder 

3. mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses (§ 75). 
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Kapitel 4 Ruhestand 

 

§ 66 
Eintritt in den Ruhestand 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit treten mit 
dem Ende des Monats, in dem sie das 65. Lebensjahr vollenden, in den Ruhestand. 
Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nichts anderes bestimmt, treten Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamte im Schul- und Hochschuldienst mit Ablauf des Schulhalbjah-
res oder des Semesters, in dem sie das 65. Lebensjahr vollenden, in den Ruhestand.  

(2) Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann die oberste Dienstbehörde den Ein-
tritt in den Ruhestand mit Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten 
für eine bestimmte Frist, die jeweils ein Jahr nicht übersteigen darf, über den Zeitpunkt 
nach Absatz 1 hinausschieben, längstens bis zum Ablauf des Monats – bei Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamte im Schul- und Hochschuldienst längstens bis zum Ab-
lauf des Schulhalbjahres oder des Semesters –, in dem das 68. Lebensjahr vollendet 
wird. 

 

§ 67 
Ruhestand vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit können auch 
ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit auf eigenen Antrag in den Ruhestand versetzt 
werden, wenn sie 

1. das 63. Lebensjahr vollendet haben oder 

2. schwerbehindert im Sinne des staatlichen Schwerbehindertenrechts sind und das 60. 
Lebensjahr vollendet haben. 

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, 
dass einem Antrag nach Nummer 2 nur entsprochen werden darf, wenn sich die Kir-
chenbeamtin oder der Kirchenbeamte unwiderruflich verpflichtet, nicht mehr als einen 
festzulegenden Höchstbetrag aus Beschäftigungen oder Erwerbstätigkeiten hinzuzu-
verdienen. 

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich durch Kirchengesetz Altersgrenzen 
festsetzen, die von den in Absatz 1 genannten Altersgrenzen abweichen. 
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§ 68 
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit sind in den 
Ruhestand zu versetzen, wenn sie in Folge ihres körperlichen Zustandes oder aus ge-
sundheitli chen Gründen zur Erfüllung ihrer Dienstpflichten dauernd unfähig (dienst-
unfähig) sind. Dienstunfähigkeit kann auch dann angenommen werden, wenn wegen 
Krankheit innerhalb von sechs Monaten mehr als drei Monate kein Dienst geleistet 
wurde und keine Aussicht besteht, dass innerhalb weiterer sechs Monate wieder volle 
Dienstfähigkeit erlangt wird. 

(2) Von einer Versetzung in den Ruhestand soll abgesehen werden, wenn ein anderes 
Amt derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn mit mindestens demselben End-
grundgehalt übertragen werden kann und wenn zu erwarten ist, dass die Kirchenbeam-
tin oder der Kirchenbeamte den gesundheitlichen Anforderungen des neuen Amtes 
genügt; zum Endgrundgehalt gehören auch Amtszulagen und ruhegehaltfähige Stel-
lenzulagen. Zur Vermeidung der Versetzung in den Ruhestand kann unter Beibehal-
tung des Amtes auch eine geringerwertige Tätigkeit innerhalb derselben Laufbahn-
gruppe übertragen werden, wenn eine anderweitige Verwendung nicht möglich ist und 
die Wahrnehmung der neuen Aufgaben unter Berücksichtigung der bisherigen Tätig-
keit zuzumuten ist. 

 

§ 69 
Verfahren bei Dienstunfähigkeit 

(1) Beantragt eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter im Falle des § 68 Abs. 1 
die Versetzung in den Ruhestand, so wird die Dienstunfähigkeit dadurch festgestellt, 
dass die oder der Dienstvorgesetzte die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten in 
der Regel auf Grund eines ärztlichen, amtsärztlichen oder vertrauensärztlichen Gutach-
tens für dauernd unfähig erklärt, die Amtspflichten zu erfüllen. Die für die Versetzung 
in den Ruhestand zuständige Stelle ist an die Erklärung nicht gebunden; sie kann auch 
andere Beweise erheben. 

(2) Beantragt die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte im Falle des § 68 Abs. 1 die 
Versetzung in den Ruhestand nicht, so teilt die oder der Dienstvorgesetzte der Kir-
chenbeamtin oder dem Kirchenbeamten oder der Vertretung nach dem Betreuungsge-
setz unter Angabe der Gründe mit, dass eine Versetzung in den Ruhestand beabsichtigt 
sei. Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte oder die Vertretung nach dem 
Betreuungsgesetz können innerhalb eines Monats Einwendungen erheben. Nach Ab-
lauf der Frist entscheidet die für die Versetzung in den Ruhestand zuständige Stelle 
mit Einwilligung der obersten Dienstbehörde über die Versetzung in den Ruhestand. 
Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte kann dienstlich verpflichtet werden, ein 
ärztliches, amtsärztliches oder vertrauensärztliches Gutachten über die Dienstfähigkeit 
vorzulegen oder sich, falls dies für erforderlich gehalten wird, auch ärztlich beobach-
ten zu lassen. Entzieht sich die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte trotz wieder-
holter schriftlicher Aufforderung ohne hinreichenden Grund der Verpflichtung, sich 
untersuchen oder beobachten zu lassen, so kann er oder sie so behandelt werden, als ob 
die Dienstunfähigkeit amtsärztlich festgestellt worden wäre.  
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(3) In den Fällen des Absatzes 2 werden die Dienstbezüge mit dem Ende des Monats, 
in dem die Versetzung in den Ruhestand der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeam-
ten mit geteilt wird, einbehalten soweit sie das Ruhegehalt übersteigen. 

 

§ 70 
Begrenzte Dienstfähigkeit 

(1) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und 
der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nichts anderes bestimmt, soll von der Verset-
zung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit abgesehen werden, wenn die Kir-
chenbeamtin oder der Kirchenbeamte unter Beibehaltung des Amtes ihre oder seine 
Dienstpflichten noch während mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit er-
füllen kann (begrenzte Dienstfähigkeit). 

(2) Die Arbeitszeit der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten ist entsprechend der 
begrenzten Dienstfähigkeit herabzusetzen. Mit Zustimmung der Kirchenbeamtin oder 
des Kirchenbeamten ist auch eine eingeschränkte Verwendung in einer nicht dem bis-
herigen Amt entsprechenden Tätigkeit möglich.  

(3) Von einer eingeschränkten Verwendung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbe-
amten nach Absatz 2 soll abgesehen werden, wenn nach §  68 Abs. 2 ein anderes Amt 
oder eine geringerwertige Tätigkeit übertragen werden kann.  

(4) § 69 Abs. 2, 3 und § 72 gelten entsprechend. 

 

§ 71 
Allgemeine Voraussetzung 

Eintritt und Versetzung in den Ruhestand setzen voraus, dass ein Anspruch auf 
Ruhegehalt nach Maßgabe der jeweils geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen 
gegeben ist. 

 

§ 72 
Verfahren und Rechtsfolgen 

(1) Die Versetzung in den Ruhestand wird von der für die Ernennung zuständigen 
Stelle verfügt. Im Rahmen einer Abordnung nach § 56 erfolgt die Versetzung in den 
Ruhestand durch den abordnenden Dienstherrn im Einvernehmen mit dem aufneh-
menden Dienstherrn. Im Falle der Zuweisung nach § 57 wird das Einvernehmen mit 
der Einrichtung oder dem Dienstherrn hergestellt. Besteht neben einem Kirchenbeam-
tenverhältnis auf Zeit ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis bei einem anderen 
Dienstherrn fort, so erfolgt die Versetzung in den Ruhestand durch den freistellenden 
Dienstherrn im Einvernehmen mit dem Dienstherrn auf Zeit. 

(2) Die Verfügung ist der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten zuzustellen. Sie 
kann bis zum Beginn des Ruhestandes zurückgenommen werden. 
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(3) Soweit in der Verfügung nach Absatz 2 kein Zeitpunkt bestimmt ist, beginnt der 
Ruhestand, abgesehen von den Fällen der §§ 66 und 67, mit dem Ende des Monats, in 
dem die Versetzung in den Ruhestand mitgeteilt wird. 

(4) Mit Beginn des Ruhestandes tritt für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 an die Stelle des bisherigen Dienstherrn die aufsichtsführende Kir-
che. 

(5) Mit Beginn des Ruhestandes endet die Pflicht der Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten zur Dienstleistung. Sie erhalten Versorgungsbezüge nach den jeweils 
geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen des Versorgungsrechts. Im Übrigen 
bleibt ihnen ihre Rechtsstellung erhalten.  

 

§ 73 
Wiederverwendung nach Versetzung in den Ruhestand 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ruhestand können vor Vollendung des 
63. Lebensjahres, als Schwerbehinderte im Sinne des staatlichen Schwerbehinderten-
rechts vor Vollendung des 60. Lebensjahres jederzeit wieder zum Dienst berufen wer-
den, wenn die Gründe für die Versetzung in den Ruhestand weggefallen sind; das glei-
che gilt für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ruhestand, die nach § 64 in 
den Ruhestand versetzt wurden, wenn die Gründe für die Versetzung in den War-
testand weggefallen sind. Sie sind verpflichtet, einer erneuten Berufung in den Dienst 
Folge zu leisten, wenn ihnen ein gleichwertiges Amt übertragen werden soll und zu 
erwarten ist, dass sie den gesundheitlichen Anforderungen des neuen Amtes genügen. 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten kann auch ein Amt ihrer früheren Laufbahn 
mit einer geringerwertigen Tätigkeit übertragen werden, wenn eine anderweitige Ver-
wendung nicht möglich ist und ihnen die Wahrnehmung der neuen Aufgabe unter Be-
rücksichtigung ihrer früheren Tätigkeit zuzumuten ist. 

(2) Nach Ablauf von fünf Jahren seit dem Eintritt in den Ruhestand können Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamte, die das 55. Lebensjahr vollendet haben, nur mit ihrer 
Zustimmung erneut in den Dienst berufen werden. 

 

§ 74 
Ruhestand bei Kirchenbeamtenverhältnissen auf Probe 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe sind in den Ruhestand zu ver-
setzen, wenn sie infolge Krankheit, Verletzung oder sonstiger Beschädigung, die sie 
sich ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zu-
gezogen haben, dienstunfähig (§ 68) geworden sind. 

(2) Sie können in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie aus anderen Gründen 
dienstunfähig geworden sind. Die Entscheidung trifft die oberste Dienstbehörde. 

(3) §§ 68, 69 und 73 finden entsprechende Anwendung. 
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Teil 5 Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses 

 

§ 75 
Grundbestimmung 

Das Kirchenbeamtenverhältnis endet außer durch den Tod durch 

1. Entlassung oder 

2. Entfernung aus dem Dienst. 

 

§ 76 
Entlassung kraft Gesetzes 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind kraft Gesetzes entlassen, wenn sie 

1. aus der Kirche austreten, 

2. den Dienst ohne Zustimmung des Dienstherrn aufgeben oder nach Ablauf einer Be-
urlaubung trotz Aufforderung durch den Dienstherrn nicht wieder aufnehmen, 

3. in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder Dienstverhältnis zu einem anderen Dienst-
herrn treten, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist oder die für die Ernen-
nung zuständige Stelle keine andere Regelung trifft, 

4. nach dem Pfarrdienstrecht Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung 
und Sakramentsverwaltung verloren haben, soweit die Ordination Voraussetzung 
für ihr bisheriges Amt war. 

(2) Die für die Ernennung zuständige Stelle entscheidet darüber, ob die Voraussetzun-
gen nach Absatz 1 vorliegen, und stellt den Tag der Beendigung des Kirchenbeamten-
verhältnisses fest. 

(3) Abs. 1 Nr. 1 findet keine Anwendung, wenn die Kirchenbeamtin oder der Kirchen-
beamte mit Einwilligung der obersten Dienstbehörde im unmittelbaren Zusammen-
hang mit dem Kirchenaustritt Mitglied einer Kirche wird, die mit der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zusammen-
schluss in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht. 

 

§ 77 
Entlassung wegen einer Straftat 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind nach Maßgabe des Absatzes 2 kraft 
Gesetzes entlassen, wenn sie in einem ordentlichen Strafverfahren durch Urteil eines 
deutschen Gerichts wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindes-
tens einem Jahr rechtskräftig verurteilt worden sind. 
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(2) Die Entlassung aus dem Dienst wird rechtswirksam einen Monat nach amtlicher 
Kenntnis der einleitenden Stelle von der Rechtskraft des strafgerichtlichen Urteils, 
spätestens einen Monat nach Zugang der amtlichen Mitteilung bei der einleitenden 
Stelle, wenn nicht die einleitende Stelle nach den Bestimmungen des Disziplinarrechts 
vor Ablauf dieser Frist aus kirchlichem Interesse ein Disziplinarverfahren eingeleitet 
hat oder die Fortsetzung eines bereits eingeleiteten Disziplinarverfahrens beantragt 
oder beschlossen worden ist. Es besteht kein Anspruch auf Einleitung oder Fortsetzung 
eines Disziplinarverfahrens. 

(3) Wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder fortgesetzt, so tritt die Kirchenbe-
amtin oder der Kirchenbeamte mit der Einleitung oder Fortsetzung dieses Verfahrens 
in den Wartestand, soweit sie oder er sich nicht bereits auf Grund anderer Regelungen 
im Warte- oder Ruhestand befindet. 

 

§ 78 
Wirkungen eines Wiederaufnahmeverfahrens 

(1) Wird eine Entscheidung, durch die die Entlassung aus dem Dienst nach § 77 be-
wirkt worden ist, in einem strafgerichtlichen Wiederaufnahmeverfahren rechtskräftig 
durch eine Entscheidung ersetzt, die diese Wirkungen nicht hat, so gilt das Kirchen-
beamtenverhältnis als nicht unterbrochen. Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeam-
te wird, sofern die Altersgrenze noch nicht erreicht ist und zumindest begrenzte 
Dienstfähigkeit vorliegt, nach Möglichkeit entsprechend der früheren Tätigkeit ver-
wendet. Bis zur Einweisung in eine Stelle werden die bisherigen Dienstbezüge gezahlt. 

(2) Ist auf Grund des im Wiederaufnahmeverfahrens festgestellten Sachverhalts ein 
Disziplinarverfahren eingeleitet worden, so verliert die Kirchenbeamtin oder der Kir-
chenbeamte den Anspruch auf Dienstbezüge nach Absatz 1, wenn auf Entfernung aus 
dem Dienst erkannt wird. Bis zur Rechtskraft des Disziplinarurteils können die An-
sprüche nicht geltend gemacht werden. 

(3) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte muss sich auf die ihr oder ihm nach 
Absatz 1 zustehenden Dienstbezüge ein anderes Arbeitseinkommen oder einen Unter-
haltsbeitrag anrechnen lassen; hierüber ist Auskunft zu geben. 

 

§ 79 
Entlassung ohne Antrag 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu entlassen, wenn sie  

1. sich weigern, das Gelöbnis nach § 19 abzulegen, 

2. bei Eintritt der Dienstunfähigkeit keinen Anspruch auf Ruhegehalt haben,  

3. sich einer anderen Kirche oder Religionsgemeinschaft anschließen, die nicht mit der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche oder einem gliedkirchli-
chen Zusammenschluss in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht. 
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(2) Die Entlassung nach Absatz 1 Nr. 1 und 3 wird mit der Zustellung der Entlas-
sungsverfügung wirksam. Die Entlassung nach Absatz 1 Nr. 2 wird mit Ablauf des 
Monats, der auf den Monat folgt, in dem die Entlassungsverfügung der Kirchenbeam-
tin oder dem Kirchenbeamten zugestellt worden ist, wirksam. 

 

§ 80 
Entlassung auf Verlangen 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können jederzeit ihre Entlassung verlan-
gen. Das Verlangen muss dem Dienstherrn schriftlich erklärt werden. Die Erklärung 
kann zurückgenommen werden, solange die Entlassungsverfügung der Kirchenbeam-
tin oder dem Kirchenbeamten noch nicht zugegangen ist. 

(2) Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt auszusprechen. Mit Rücksicht auf 
dienstliche Belange kann sie längstens bis drei Monate - bei Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten im Schul- und Hochschuldienst längstens bis zum Ablauf des Schul-
halbjahres oder des Semesters - hinausgeschoben werden. 

(3) Der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten kann mit der Entlassung die Mög-
lichkeit eingeräumt werden, in das Kirchenbeamtenverhältnis zurückzukehren. Sie 
kann befristet werden und setzt voraus, dass im Zeitpunkt der Rückkehr die für die 
Übertragung eines Amtes erforderlichen persönlichen Voraussetzungen gegeben sind. 
Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich. 

 

§ 81 
Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit sind kraft Gesetzes entlassen, 
wenn sie nach Ablauf ihrer Amtszeit weder für eine weitere Amtszeit berufen werden 
noch in den Ruhestand eintreten oder wenn das bisherige Kirchenbeamtenverhältnis 
nicht in ein solches anderer Art umgewandelt wird. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit können im Einvernehmen mit 
dem freistellenden Dienstherrn vorzeitig entlassen werden, wenn die oberste Dienstbe-
hörde des Dienstherrn auf Zeit feststellt, dass die Voraussetzungen einer Versetzung in 
den Wartestand nach § 60 vorliegen. 

 

§ 82 
Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe 

(1) Erreichen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe die Altersgrenze nach 
§ 66 Abs. 1, so sind sie mit dem Ende des Monats, in den dieser Zeitpunkt fällt, entlas-
sen. 
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(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe sind, soweit nicht durch Rechts-
vorschrift der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse etwas anderes bestimmt ist, zu entlassen, wenn 

1. sie sich in der Probezeit nicht bewähren, 

2. sie eine Amtspflichtverletzung begehen, für die eine Maßnahme unzureichend ist, 
auf die durch Disziplinarverfügung erkannt werden kann, 

3. sie dienstunfähig sind und nicht in den Ruhestand versetzt werden. 

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe können entlassen werden, wenn 
kirchliche Körperschaften oder Dienststellen aufgelöst, in ihrem Aufbau oder in ihren 
Aufgaben wesentlich geändert oder mit anderen zusammengelegt werden und die Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Probe weder weiterverwendet noch nach § 
58 Abs. 2 versetzt werden können.  

(4) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 und 3 und des Absatzes 3 ist eine Frist einzuhal-
ten, und zwar bei einer Beschäftigungszeit von 

1. bis zu drei Monaten zwei Wochen zum Monatsschluss, 

2. mehr als drei Monaten ein Monat zum Monatsschluss, 

3. mindestens einem Jahr sechs Wochen zum Schluss eines Kalendervierteljahres. 

Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbrochener Tätigkeit im Kirchenbeamten-
verhältnis auf Probe im Bereich derselben obersten Dienstbehörde. 

 

§ 83 
Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Widerruf 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Widerruf können jederzeit entlassen 
werden. § 82 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst soll 
Gelegenheit gegeben werden, den Vorbereitungsdienst abzuleisten und die für ihre 
Laufbahn vorgeschriebene Prüfung abzulegen. Mit der Ablegung der Prüfung endet 
das Kirchenbeamtenverhältnis, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

 

§ 84 
Verfahren und Rechtsfolgen  

(1) Die Entlassung wird von der für die Ernennung zuständigen Stelle verfügt, in den 
Fällen der §§ 76 und 77 der Zeitpunkt der Entlassung kraft Gesetzes mitgeteilt. Soweit 
nichts anderes bestimmt ist, wird sie mit der Zustellung der Verfügung wirksam. 

(2) Ist das Kirchenbeamtenverhältnis durch Entlassung beendet worden, haben die frü-
heren Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten keinen Anspruch mehr auf Besoldung, 
Versorgung oder sonstige Leistungen, soweit nicht die Evangelische Kirche in 
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Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren 
Bereich gesetzlich etwas anderes bestimmt haben. Wird die Entlassung im Laufe eines 
Kalendermonats wirksam, so kann ihnen die für den Entlassungsmonat gezahlte Be-
soldung oder Versorgung belassen werden.   

(3) Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich, befristet oder unter Auflagen als laufende 
oder als Einmalzahlung gewährt werden. Die Amts- oder Dienstbezeichnung und die 
im Zusammenhang mit dem Amt oder Dienst verliehenen Titel dürfen nur weiterge-
führt werden, wenn die Erlaubnis nach § 15 Abs. 4 hierzu erteilt worden ist. 

 

§ 85 
Entfernung aus dem Dienst 

Die Entfernung aus dem Dienst wird durch das Disziplinarrecht geregelt. 

 

 

Teil 6 Rechtsschutz und Verfahren 

 

§ 86 
Allgemeines Beschwerderecht 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können Anträge und Beschwerden vor-
bringen. Dabei haben sie den Dienstweg einzuhalten. Der Beschwerdeweg steht ihnen 
bis zur obersten Dienstbehörde offen. 

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen die unmittelbare Vorgesetzte oder den unmit-
telbaren Vorgesetzten, so kann sie bei dem nächsthöheren Vorgesetzten unmittelbar 
eingelegt werden. 

(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. 

 

§ 87 
Rechtsweg, Vorverfahren 

(1) Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Dienstverhältnis ist nach Maßgabe des in der  
Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und den gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüssen jeweils geltenden Rechts der Rechtsweg zu den kirchlichen Verwal-
tungsgerichten eröffnet.  

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse regeln je für ihren Bereich, ob vor Eröffnung des Rechtswegs ein 
Vorverfahren erforderlich ist. 

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Abordnung, Zuweisung, Verset-
zung oder Versetzung in den Wartestand haben keine aufschiebende Wirkung.  
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§ 88 
Leistungsbescheid 

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse können nach Maßgabe ihres Rechts Ansprüche aus Kirchenbeamten-
verhältnissen durch Leistungsbescheid geltend machen. Die Möglichkeit, einen An-
spruch durch Erhebung einer Klage zu verfolgen, bleibt unberührt. 

 

§ 89 
Zustellungen 

(1) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und 
der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nichts anderes bestimmt, kann die Zustellung 
von Schriftstücken, die nach diesem Gesetz oder nach anderen kirchlichen Bestim-
mungen zuzustellen sind, geschehen 

1. bei der Zustellung durch die Behörde durch Übergabe an die Empfängerin oder den 
Empfänger gegen Empfangsbestätigung; wird die Annahme des Schriftstückes oder 
die Unterschrift unter die Empfangsbestätigung verweigert, so gilt das Schriftstück 
im Zeitpunkt der Weigerung als zugestellt, wenn eine Niederschrift über den Vor-
gang zu den Akten gebracht ist, 

2. bei der Zustellung durch die Post durch eingeschriebenen Brief mit Rückschein oder 
durch Postzustellung mit Zustellungsurkunde, oder 

3. durch Bekanntgabe im Kirchlichen Amtsblatt des jeweiligen Dienstherrn oder der 
aufsichtsführenden Kirche, wenn der Aufenthalt der Empfängerin oder des Emp-
fängers nicht zu ermitteln ist. 

(2) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und 
der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nichts anderes bestimmt, kann sich auf die 
Verletzung von Formvorschriften bei der Zustellung nicht berufen, wer das zuzustel-
lende Schriftstück nachweislich auf andere Weise erhalten hat. Dies gilt nicht, wenn 
mit der Zustellung eine Frist für die Erhebung einer Klage beginnt. 

 

 

Teil 7 Sondervorschriften 

 

§ 90 
Ordinierte Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 

Die allgemeinen Vorschriften des Pfarrdienstrechts über die Ordination gelten für Or-
dinierte im Kirchenbeamtenverhältnis unmittelbar. Im Übrigen gelten für Ordinierte 
im Kirchenbeamtenverhältnis diejenigen Vorschriften des Pfarrdienstrechts entspre-
chend, durch die nähere Regelungen über die Wahrnehmung von Auftrag und Recht 
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zur öffentlichen Wortverkündigung und zur Sakramentsverwaltung sowie über Be-
schränkungen in der Ausübung dieses Auftrages und Rechts getroffen werden. 

 

§ 91 
Kirchenleitende Organe und Ämter 

(1) Für die Mitglieder kirchenleitender Organe sowie für Inhaberinnen und Inhaber 
kirchenleitender Ämter, die in einem Kirchenbeamtenverhältnis stehen, können die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse je für ihren Bereich durch Kirchengesetz abweichende Regelungen tref-
fen. 

(2) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse bestimmt für den jeweiligen Bereich, wer Mitglied 
eines kirchenleitenden Organs ist und wer ein kirchenleitendes Amt innehat. 

 

§ 92 
Kirchenbeamtenvertretungen 

Bei der Vorbereitung kirchenbeamtenrechtlicher Vorschriften sind nach Maßgabe des 
jeweils geltenden Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen 
und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse Vertreterinnen und Vertreter der Kir-
chenbeamtenschaft zu beteiligen. Zu diesem Zweck können Kirchenbeamtenvertretun-
gen gebildet werden. Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich. 

 

 

Teil 8 Übergangs- und Schlussvorschriften 

 

§ 93 
Zuständigkeiten 

(1) Soweit in diesem Kirchengesetz keine andere Zuständigkeit bestimmt ist, ist die 
jeweilige oberste kirchliche Verwaltungsbehörde zuständig. Die Evangelische Kirche 
in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können 
die in diesem Kirchengesetz bestimmten Zuständigkeiten je für ihren Bereich in ande-
rer Weise regeln. 

(2) Unbeschadet der in diesem Kirchengesetz geregelten Zuständigkeiten können die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse je für ihren Bereich bestimmen, dass bestimmte Maßnahmen und 
Entscheidungen nur mit Zustimmung der aufsichtsführenden Kirche nach § 2 Abs. 1 
getroffen werden dürfen.  
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§ 94 
Bestehende Kirchenbeamtenverhältnisse 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes erhalten die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten den Rechtsstand nach diesem Kirchengesetz. 

(2) Erworbene Rechte bleiben unberührt. Das Nähere regeln die Evangelische Kirche 
in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich. 

 

§ 95 
In-Kraft-Treten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Evangelische Kirche in Deutschland 
am 1. Januar 2006 in Kraft.  

(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Amtskräfte im Kirchenbeamtenverhältnis 
vom 6. November 1997 (ABl. EKD S. 501), geändert durch Kirchengesetz vom 7. No-
vember 2002 (ABl. EKD S. 390) außer Kraft. Soweit in weitergeltenden Bestimmun-
gen auf nach Satz 1 aufgehobene Bestimmungen verwiesen ist, treten die Vorschriften 
dieses Kirchengesetzes an deren Stelle.  

(3) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Gliedkirchen in Kraft, nachdem sie 
ihre Zustimmung erklärt haben. Für die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche 
Deutschlands und ihre Gliedkirchen tritt es in Kraft, nachdem die Vereinigte Evange-
lisch-Lutherische Kirche Deutschlands ihre Zustimmung erklärt hat. Den Zeitpunkt, zu 
dem dieses Kirchengesetz in Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland durch Verordnung. 

 

§ 96 
Außer-Kraft-Treten 

Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können dieses Kirchenge-
setz jederzeit je für ihren Bereich außer Kraft setzen. Für die Gliedkirchen der Verei-
nigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands kann das Außer-Kraft-Setzen 
nur durch die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands erklärt wer-
den. Gliedkirchen der früheren Evangelischen Kirche der Union, die diesem Gesetz 
zugestimmt haben, können das Außer-Kraft-Setzen nur gemeinsam erklären. Der Rat 
der Evangelischen Kirche in Deutschland stellt durch Verordnung fest, dass und zu 
welchem Zeitpunkt das Kirchengesetz jeweils außer Kraft getreten ist. 

 

Berlin, den 10. November 2005 

 

Die Präses der Synode der Evangelischen Kirchen in Deutschland 

Barbara Rinke 
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 Speyer, 15. Februar 2007 
  Az.: XII 135/51 (2) - 1 
 

 

V E R B A N D S O R D N U N G 

für den Verwaltungszweckverband Kirchheimbolanden-Obermoschel in der 
Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 

 

Auf Grund § 11 Abs. 1 Satz 2 des Verwaltungsamtsgesetzes vom 9. Juni 2006, be-
schließen die Bezirkssynoden Kirchheimbolanden am 13. September 2006 und Ober-
moschel am 15. September 2006 auf der Grundlage der Musterverbandsordnung des 
Landeskirchenrates folgende Verbandsordnung für den Protestantischen Verwaltungs-
zweckverband Kirchheimbolanden-Obermoschel: 

 

§ 1 
Zusammensetzung, Name und Sitz 

(1) Die Kirchenbezirke Kirchheimbolanden und Obermoschel bilden einen Verwal-
tungszweckverband. 

(2) Der kirchliche Verband führt den Namen „Protestantischer Verwaltungszweck-
verband Kirchheimbolanden-Obermoschel“. 

(3) Der Verwaltungszweckverband hat seinen Sitz in Kirchheimbolanden. 

 

§ 2 
Körperschaft des öffentlichen Rechts 

(1) Der Verwaltungszweckverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Er 
hat im Rahmen der geltenden Gesetze das Recht zur Selbstverwaltung. 

(2) Der Verwaltungszweckverband führt ein Dienstsiegel mit der Bezeichnung: 
„Protestantischer Verwaltungszweckverband Kirchheimbolanden-Obermoschel“. 

 

§ 3 
Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die Verbandsordnung ist das Verwaltungsamtsgesetz (VwAG) in 
der jeweils geltenden Fassung. 
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§ 4 
Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verwaltungszweckverband verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige und kirchliche Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwe-
cke“ der Abgabenordnung. Er ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Verwaltungszweckverbands dürfen nur 
für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 

(2) Der Verwaltungszweckverband darf keine Person durch Ausgaben, die seinem 
Zweck fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünsti-
gen. 

 

§ 5 
Aufgaben 

(1) Der Verwaltungszweckverband nimmt Verwaltungsaufgaben für die Kirchenge-
meinden, Gesamtkirchengemeinden und Kirchenbezirke wahr. Er errichtet hierzu 
ein Verwaltungsamt. 

(2) Die Pflichtaufgaben des Verwaltungsamts ergeben sich aus der Verwaltungs-
amtsverordnung (VwAVO) vom 27. Juni 2006. 

(3) Die Kirchengemeinden, Gesamtkirchengemeinden und Kirchenbezirke können 
über die Pflichtaufgaben hinaus weitere Verwaltungsaufgaben durch Vereinba-
rung auf das Verwaltungsamt übertragen. Mit der Übertragung ist die Finanzie-
rung der Wahrnehmung dieser Aufgaben zu regeln. Gegen die entsprechende Fi-
nanzierung sind die Verwaltungsämter zur Übernahme dieser weiteren Verwal-
tungsaufgaben verpflichtet. Abschluss, Änderung und Aufhebung solcher Ver-
einbarungen bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenrats. Die Aufhebung 
kann nur zum Jahresende unter Einhaltung einer Frist von zwölf Monaten erfol-
gen. 

(4) Verwaltungsaufgaben sonstiger kirchlicher Körperschaften und Einrichtungen 
aus dem Gebiet, für welches das Verwaltungsamt zuständig ist, können durch 
Vereinbarung und gegen entsprechende Finanzierung von diesem übernommen 
werden. Abschluss, Änderung und Aufhebung solcher Vereinbarungen bedürfen 
der Genehmigung des Landeskirchenrats. Die Aufhebung kann nur zum Jahres-
ende unter Einhaltung einer Frist von zwölf Monaten erfolgen. 

(5) Die von dem Verwaltungsamt betreuten Kirchengemeinden, Gesamtkirchenge-
meinden, Kirchenbezirke und sonstigen kirchlichen Körperschaften und Einrich-
tungen sind verpflichtet, dem Verwaltungsamt die für dessen Aufgabenerfüllung 
erforderlichen Informationen, Auskünfte und Unterlagen rechtzeitig zur Verfü-
gung zu stellen.  
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§ 6 
Zuständigkeit 

Der Verwaltungszweckverband ist zuständig für die Kirchenbezirke Kirchheimbolan-
den und Obermoschel (Verbandsmitglieder) sowie für alle auf den Gebieten dieser 
Kirchenbezirke bestehenden Kirchengemeinden und Gesamtkirchengemeinden. 

Soweit im Zuständigkeitsbereich des Verwaltungszweckverbands Kirchengemeinden 
noch von einer Rechnerin/einem Rechner betreut werden, können diese noch bis zum 
30. Juni 2011 weiter betreut werden. Danach erfolgt die Betreuung durch das Verwal-
tungsamt. 

 

§ 7 
Organe, Ehrenamtlichkeit 

(1) Die Organe des Verwaltungszweckverbands sind die Verbandsvertretung und der 
Verbandsvorstand. 

(2) Die Mitglieder der Organe des Verwaltungszweckverbands sind ehrenamtlich 
tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer notwendigen Auslagen. 

 

§ 8 
Verbandsvertretung 

(1) Die Verbandsvertretung besteht aus den Mitgliedern der Bezirkskirchenräte der 
Kirchenbezirke, die dem Verwaltungszweckverband angeschlossen sind. 

(2) Die Amtszeit der Verbandsvertretung entspricht der Amtszeit der Bezirkskir-
chenräte der Kirchenbezirke, die dem Verwaltungszweckverband angeschlossen 
sind. 

(3) Die Ersatzleute der Mitglieder der Bezirkskirchenräte sind entsprechend der Re-
gelungen für Ersatzleute im Bezirkskirchenrat auch bei vorübergehender Verhin-
derung der Mitglieder zu den Sitzungen der Verbandsvertretung einzuberufen.  

 

§ 9 
Sitzungen der Verbandsvertretung 

(1) Die Verbandsvertretung tritt jährlich mindestens einmal zu einer ordentlichen 
Sitzung zusammen. 

(2) Zur ersten Sitzung nach Errichtung des Verwaltungszweckverbands wird von der 
dienstältesten Dekanin/dem dienstältesten Dekan der dem Verwaltungszweck-
verband angeschlossenen Kirchenbezirke eingeladen. Sie/Er leitet die Sitzung bis 
zur Wahl des vorsitzenden Mitglieds des Verbandsvorstands. 
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(3) Die Verbandsvertretung tritt im Übrigen erstmals innerhalb von drei Monaten 
nach der Wahl der Bezirkskirchenräte der Kirchenbezirke, die dem Verwaltungs-
zweckverband angeschlossen sind, zusammen. 

(4) Der Verbandsvorstand lädt die Mitglieder unter Angabe der Tagesordnung min-
destens 14 Tage vor dem Sitzungstermin schriftlich ein. 

(5) Außerordentliche Sitzungen beruft der Verbandsvorstand erforderlichenfalls un-
ter Verkürzung der Einladungsfrist ein. 

(6) Die Verbandsvertretung ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß eingeladen und 
mehr als die Hälfte der satzungsmäßigen Mitglieder anwesend ist. 

(7) Die Verbandsvertretung fasst ihre Beschlüsse mit der Mehrheit der Stimmen der 
Anwesenden, soweit nichts anderes vorgeschrieben ist. Stimmenthaltungen gel-
ten als Ablehnung. Bei Stimmengleichheit gibt das vorsitzende Mitglied des 
Verbandsvorstands den Stichentscheid, ausgenommen bei Wahlen; bei diesen 
entscheidet das Los. 

(8) Wahlen sind in der Verbandsvertretung geheim und mit Stimmzetteln vorzuneh-
men. Gewählt ist, wer die meisten Stimmen, mindestens aber mehr als die Hälfte 
der zur Beschlussfähigkeit der Verbandsvertretung erforderlichen Stimmen erhal-
ten hat. § 103 Abs. 2 der Kirchenverfassung (KV) gilt entsprechend. 

(9) An den Sitzungen der Verbandsvertretung können Vertreterinnen/Vertreter des 
Landeskirchenrats beratend teilnehmen. Der Landeskirchenrat erhält dazu eine 
Mitteilung über den Sitzungstermin und die Tagesordnung. Auf Anforderung 
werden ihm weitere Sitzungsunterlagen zugesandt. 

(10) Die Leitung des Verwaltungsamts oder deren Stellvertretung nimmt an den Sit-
zungen der Verbandsvertretung mit beratender Stimme teil. 

(11) Über die in den Verhandlungen der Verbandsvertretung gestellten Sachanträge 
und getroffenen Beschlüsse ist eine Niederschrift aufzunehmen. Diese ist vom 
vorsitzenden Mitglied des Verbandsvorstands und dem protokollführenden Mit-
glied zu unterschreiben und allen Mitgliedern zuzustellen. 

 

§ 10 
Aufgaben der Verbandsvertretung 

Die Verbandsvertretung ist über alle wichtigen Angelegenheiten durch den Verbands-
vorstand zu unterrichten und kann darüber beraten. Mit rechtsverbindlicher Beschluss-
kompetenz ist sie zuständig für die ihr nach dem Verwaltungsamtsgesetz zugewiese-
nen Aufgaben und insbesondere für: 

a) die Wahl des Verbandsvorstands und die Aufsicht über dessen Geschäftsführung, 
b) die Beschlussfassung über den Haushalt und Stellenplan des Verwaltungszweck-

verbands, 
c) die Prüfung und die Feststellung der Jahresrechnung des Verwaltungszweckver-

bands sowie die Entlastung des Verbandsvorstands, 
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d) die Genehmigung des Erwerbs, der Veräußerung und der Belastung von 
Grundstücken oder grundstücksgleichen Rechten durch den Verwaltungszweck-
verband, 

e) den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Entgelt- und Gebührenordnun-
gen sowie die Festsetzung einer Umlage für das Verwaltungsamt, 

f) die Beschlussfassung über Änderungen der Verbandsordnung, 
g) die Entscheidung über die Einstellung, die Höhergruppierung und die Entlassung 

der Leitung und der stellvertretenden Leitung des Verwaltungsamts auf Vor-
schlag des Verbandsvorstands. 

 

§ 11 
Verbandsvorstand 

(1) Der Verbandsvorstand besteht aus sieben Mitgliedern, die die Verbandsvertre-
tung bei ihrer ersten Sitzung aus ihrer Mitte wählt. Die Mitglieder des Verbands-
vorstands bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolgerinnen/Nachfolger im Amt. Die 
Verbandsvertretung wählt eine Dekanin/einen Dekan zur/zum Vorsitzenden und 
eine Dekanin/einen Dekan zur/zum stellvertretenden Vorsitzenden. Insgesamt 
müssen die Mitglieder des Verbandsvorstands mehrheitlich weltliche Mitglieder 
sein. 

(2) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Verbandsvorstand aus, wählt die Ver-
bandsvertretung für den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied. 

(3) Das vorsitzende Mitglied, im Verhinderungsfall das stellvertretende vorsitzende 
Mitglied, und ein weiteres Mitglied des Verbandsvorstands vertreten den Ver-
waltungszweckverband gerichtlich und außergerichtlich, soweit es sich nicht um 
die laufenden Geschäfte des Verwaltungsamts oder die Einstellung, Höhergrup-
pierung, Entlassung von Mitarbeitenden des Verwaltungsamts, die unterhalb der 
Vergütungsgruppe VI b BAT/Entgeltgruppe 6 TVöD eingruppiert sind, handelt. 
Insoweit vertritt die Leitung des Verwaltungsamts den Verwaltungszweckver-
band gerichtlich und außergerichtlich. 

 

§ 12 
Sitzungen des Verbandsvorstands 

(1) Das vorsitzende Mitglied des Verbandsvorstands lädt die Mitglieder mindestens 
vier Tage vor dem Sitzungstermin schriftlich zu den Sitzungen ein. Eine Unter-
schreitung der Frist ist unbeachtlich, wenn zwei Drittel der Mitglieder an der Sit-
zung teilnehmen und die Kürze der Frist nicht bei dem vorsitzenden Mitglied be-
anstandet wird. 

(2) Der Verbandsvorstand ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß eingeladen und 
mehr als die Hälfte der satzungsmäßigen Mitglieder anwesend ist. 

(3) Der Verbandsvorstand fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der anwesenden 
Mitglieder. Stimmenthaltungen gelten als Ablehnung. Bei Stimmengleichheit 
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gibt das vorsitzende Mitglied den Stichentscheid, bei Wahlen entscheidet das 
Los. 

(4) Die Sitzungen des Verbandsvorstands sind nicht öffentlich. Sachkundige Perso-
nen können zu den Sitzungen und zu einzelnen Punkten der Tagesordnung bera-
tend hinzugezogen werden. Die Leitung des Verwaltungsamts oder deren Stell-
vertretung nimmt an den Sitzungen mit beratender Stimme teil. Vertreterin-
nen/Vertreter des Landeskirchenrats können beratend teilnehmen. Sie erhalten 
dazu eine Mitteilung über den Sitzungstermin und die Tagesordnung. Auf Anfor-
derung werden weitere Sitzungsunterlagen zugesandt. 

(5) Über die Beschlüsse des Verbandsvorstands ist eine Niederschrift zu fertigen, die 
von dem vorsitzenden Mitglied und dem protokollführenden Mitglied zu unter-
zeichnen und allen Mitgliedern zuzustellen ist. 

 

§ 13 
Aufgaben des Verbandsvorstands 

(1) Der Verbandsvorstand ist für alle Angelegenheiten des Verwaltungszweckver-
bands zuständig, soweit nicht durch Gesetz oder die Verbandsordnung eine ande-
re Zuständigkeit bestimmt ist. Insbesondere obliegt dem Verbandsvorstand: 

a) die Vorbereitung, Einberufung, Leitung der Sitzung der Verbandsvertretung 
und Ausführung der Beschlüsse der Verbandsvertretung, 

b) der Erlass von Geschäfts- und Dienstanweisungen für das Verwaltungsamt 
und die Sicherstellung der Erledigung des Pflichtaufgabenkatalogs,  

c) der Vorschlag an die Verbandsvertretung über Einstellung, Höhergruppie-
rung, Entlassung der Leitung und der stellvertretenden Leitung des Verwal-
tungsamts, 

d) die Entscheidung über Einstellung, Höhergruppierung, Entlassung der Mit-
arbeitenden des Verwaltungsamts, die in der Vergütungsgruppe VI b 
BAT/Entgeltgruppe 6 TVöD oder höher eingruppiert sind, auf Vorschlag 
der Leitung des Verwaltungsamts, 

e) die Dienstaufsicht über die Leitung des Verwaltungsamts, die durch das 
vorsitzende Mitglied wahrgenommen wird, 

f) die Überwachung der Verwaltung des Vermögens und der Haushaltsfüh-
rung des Verwaltungszweckverbands und die Vornahme von Kassenprü-
fungen, die Genehmigung über-/und außerplanmäßiger Ausgaben, 

g) weitere wichtige Angelegenheiten, auf Antrag der Leitung des Verwal-
tungsamts. 

(2) Überschreitet die Verbandsvertretung durch einen Beschluss ihre Befugnisse aus 
dem Verwaltungsamtsgesetz oder der Verbandsordnung oder verstößt sie damit 
gegen geltendes Recht, ist der Verbandsvorstand verpflichtet, die Ausführung 
dieses Beschlusses auszusetzen und seine Bedenken der Verbandsvertretung un-
verzüglich schriftlich zu unterbreiten. Verbleibt es seitens der Verbandsvertre-
tung bei dem genannten Beschluss, hat der Verbandsvorstand die Angelegenheit 
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unverzüglich dem Landeskirchenrat zur Entscheidung vorzulegen. Fasst der Ver-
bandsvorstand selbst Beschlüsse im Sinne von Satz 1, treffen die dort genannten 
Verpflichtungen die Vorsitzende/den Vorsitzenden des Verbandsvorstands. 

 

§ 14 
Verwaltungsamt 

(1) Der Verwaltungszweckverband errichtet zur Erfüllung seiner Aufgaben ein 
Verwaltungsamt. 

(2) Das Verwaltungsamt führt den Namen „Protestantisches Verwaltungsamt 
Kirchheimbolanden-Obermoschel“. 

(3) Die Leiterin/Der Leiter des Verwaltungsamts untersteht der Dienstaufsicht des 
Verbandsvorstands, die von dem vorsitzenden Mitglied des Verbandsvorstands 
wahrgenommen wird. 

(4) Die Leiterin/Der Leiter ist Vorgesetzte/Vorgesetzter der Mitarbeitenden des 
Verwaltungsamts. Sie/Er entscheidet über die Einstellung, Höhergruppierung, 
Entlassung von Mitarbeitenden des Verwaltungsamtes, die unterhalb der Vergü-
tungsgruppe VI b BAT/Entgeltgruppe 6 TVÖD eingruppiert sind. 

(5) Die Leitung des Verwaltungsamts nimmt an den Sitzungen der Verbandsvertre-
tung und des Verbandsvorstands beratend teil. 

(6) Im Rahmen der bestehenden Vorschriften erfüllt das Verwaltungsamt seine 
Aufgaben selbstständig und in eigener Verantwortung. Die Leiterin/Der Leiter 
des Verwaltungsamts führt die laufenden Geschäfte des Verwaltungsamts. 

(7) Das Verwaltungsamt ist verpflichtet, den Kirchengemeinden, den Gesamtkir-
chengemeinden und Kirchenbezirken Einsicht in alle sie betreffenden Unterla-
gen zu gewähren. Die Kirchengemeinden, Gesamtkirchengemeinden und Kir-
chenbezirke sind verpflichtet, dem Verwaltungsamt die erforderlichen Informa-
tionen, Auskünfte und Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung zu stellen.  

 

§ 15 
Finanzierung und Vermögen 

(1) Der Verwaltungszweckverband erhält zur Finanzierung der Pflichtaufgaben eine 
Zuweisung aus dem Anteil der Kirchengemeinden und Kirchenbezirke an der 
Kirchensteuer nach den einschlägigen Vorschriften des Haushaltsgesetzes der 
Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche). 

(2) Die Übernahme weiterer Verwaltungsaufgaben ist durch Entgelte, Gebühren  
oder Umlagen zu finanzieren. 
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(3) Die zur Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbands anfallenden Einnahmen und 
zu bestreitenden Ausgaben werden in einem eigenen Haushaltsplan veran-
schlagt. Es gilt das Gesetz über die Ordnung des Haushalts- und Vermögens-
rechts in der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche). 

(4) Die Befugnis, Kassenanordnungen zu erteilen liegt beim vorsitzenden Mitglied 
des Verbandsvorstands, bei dessen Verhinderung oder bei Zahlung an das vor-
sitzende Mitglied selbst, bei dessen Stellvertretung. Für Kassenanordnungen be-
züglich der laufenden Geschäfte des Verwaltungsamts steht diese Befugnis der 
Leitung des Verwaltungsamts zu. 

(5) Näheres kann der Verbandsvorstand in einer Geschäftsordnung für das Verwal-
tungsamt regeln. Diese bedarf der Genehmigung des Landeskirchenrats. 

 

§ 16 
Änderungen der Verbandsordnung 

(1) Die Verbandsvertretung kann die Verbandsordnung mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen ihrer satzungsgemäßen Mitglieder ändern, wenn die Be-
zirkssynoden im Zuständigkeitsbereich des Verwaltungszweckverbandes dem 
zustimmen. 

(2) Satzungsänderungen bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenrats. 

 

§ 17 
Auflösung 

(1) Über die Auflösung des Verwaltungszweckverbands entscheidet die Verbands-
vertretung mit einer Mehrheit von drei Vierteln ihrer Mitglieder. Der Beschluss 
bedarf der Zustimmung der zuständigen Bezirkssynoden und der Genehmigung 
des Landeskirchenrats. 

(2) Sind die Aufgaben des Verwaltungszweckverbands erfüllt oder entfallen und 
wird dieser nicht gemäß Abs. 1 aufgelöst, kann die Auflösung durch den Landes-
kirchenrat erfolgen, nachdem dieser den Verbandsmitgliedern Gelegenheit zur 
Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist gegeben hat. 

(3) Der Verwaltungszweckverband gilt nach seiner Auflösung soweit und so lange 
als fortbestehend, wie es seine Abwicklung erfordert. Sein Vermögen fällt antei-
lig an die Verbandsmitglieder, die es ausschließlich und unmittelbar für Zwecke 
ihrer kirchlichen Verwaltung zu verwenden haben. 
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§ 18 
Bekanntmachung 

Die beschlossene und genehmigte Verbandsordnung sowie spätere Änderung dersel-
ben werden im Amtsblatt veröffentlicht. 

 

§ 19 
In-Kraft-Treten 

Die Verbandsordnung tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. Sie bedarf der Genehmigung 
durch den Landeskirchenrat. 

 

 

 

 

B E K A N N T M A C H U N G E N 

 

 

 Speyer, 13. Februar 2007 
   Az.: III 310/10-2 

 

 

Verlust der mit der Ordination erworbenen Rechte 

 

E r l o s c h e n   sind die mit der Ordination verliehenen Rechte des geistlichen Stan-
des von Herrn Christof   N i c k e l ,   Kaiserslautern, wegen Verzicht auf die Berufung 
zum Prädikanten, mit Ablauf des Monats Januar 2007. 
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 Speyer, 8. März 2007 
   Az.: XII 313/00-2 

 

Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen 
hier: Vereinbarung mit der Evangelischen Kirche im Rheinland 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland hat am 11. Januar 2007 das 
Kirchengesetz zum Abschluss der gliedkirchlichen Vereinbarung über die Kirchenmit-
gliedschaft in besonderen Fällen über die landeskirchlichen Grenzen hinweg beschlos-
sen. Damit gilt auch für den Bereich der Evangelischen Kirche im Rheinland die 
gliedkirchliche Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen 
über die landeskirchlichen Grenzen hinweg vom 7. Dezember 2005 (ABl. EKD          
S. 571). Mit Wirkung vom 1. April 2007 ersetzt sie die Vereinbarung über die Ge-
meindezugehörigkeit in besonderen Fällen mit der Evangelischen Kirche im Rheinland 
vom 23./30. November 1992 (ABl. 1993 S. 70). 

 

 

* 

 

 

 Speyer, 1. März 2007 
   Az.: IIIa 720/01 

 

Vergütungsrichtlinien 
für nebenberufliche Kirchenmusikerinnen/Kirchenmusiker 

 

Aufgrund von § 9 Abs. 1 Buchst. b) des Gesetzes über den kirchenmusikalischen 
Dienst in der Evangelischen Kirche der Pfalz vom 28. November 1991 (ABl. S. 175) 
erlässt die Kirchenregierung folgende Vergütungsrichtlinien für nebenberufliche Kir-
chenmusikerinnen/Kirchenmusiker: 

Diese Vergütungsrichtlinien für nebenberufliche Kirchenmusikerinnen/Kirchen-
musiker sind grundsätzlich für alle Kirchengemeinden verbindlich. Bei finanziell 
schwachen Gemeinden bzw. in Konkurrenzsituationen kann bei der Vergütung nach 
unten oder oben abgewichen werden. 
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1.  Jahresvergütung für nebenberufliche Organistinnen/Organisten und   
Chorleiterinnen/Chorleiter 

1.1  Zur Berechnung der Jahresvergütung werden folgende Messbeträge zugrunde 
gelegt: 

1.1.1  Für C-Kirchenmusikerinnen/Kirchenmusiker:  
107,20 % des Entgeltes der Stufe 1 der Entgeltgruppe 9 TVöD 2.209,39 Euro 

1.1.2  Für D-Kirchenmusikerinnen/Kirchenmusiker:  
99,00 % des Entgeltes der Stufe 1 der Entgeltgruppe 6 TVöD 1.746,36 Euro 

1.1.3  Für Hilfskirchenmusikerinnen/Hilfskirchenmusiker  
92,10 % des Entgeltes der Stufe 1 der Entgeltgruppe 5 TVöD 1.554,65 Euro.  

 

2.  Vergütung für nebenberufliche Organistinnen/Organisten 

Bei regelmäßig tätigen Organistinnen/Organisten, die sich dadurch auszeichnen, dass 
sie regelmäßg in der Kirchengemeinde spielen, aktiv am Organisteneinteilungsplan 
beteiligt sind und im Verhinderungsfall mithelfen, nach Ersatz zu suchen, ist die Zah-
lung der Jahresvergütung vorgesehen. Wird der Organistendienst regelmäßig durch 
mehrere Organistinnen/Organisten wahrgenommen, bestehen keine Bedenken, den 
Dienst anteilmäßig abzurechnen (64 Dienste pro Jahr einschl. der kirchlichen Feierta-
ge). 

Organistinnen/Organisten erhalten als Jahresvergütung, unter Berücksichtigung von 
vier Wochen Erholungsurlaub, für 

2.1  jeden zweiten Sonntag ein Gottesdienst (einschl. anteiliger kirchlicher 
Feiertage)  
bis    10 Jahre Dienstzeit 47 % 

 über 10 Jahre Dienstzeit 53 %. 

2.2  jeden Sonntag ein Gottesdienst (einschl. der kirchlichen Feiertage)  
bis    10 Jahre Dienstzeit 94 % 

 über 10 Jahre Dienstzeit 106 %. 

2.3  jeden Sonntag zwei gleiche Gottesdienste oder ein Gottesdienst mit einem Neben- 
gottesdienst (z. B. Früh- oder Wochengottesdienst)  
bis    10 Jahre Dienstzeit 169 % 
über 10 Jahre Dienstzeit 191 % 
der unter 1.1 genannten Messbeträge, auf volle Euro aufgerundet. Die Mitwir-
kung bei Trauungen und Beerdigungen ist in diesen Sätzen nicht eingeschlos-
sen. 
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3.  Sonderdienste der nebenberuflichen Organistinnen/Organisten werden 
vergütet: 

3.1  Für Trauungs-, Tauf- und Beerdigungsgottesdienste  
(einfache Form) 29,50 Euro. 

3.2  Für Trauungs- und Beerdigungsgottesdienste (besondere musikalische Aus-
gestaltung, z.B. Mitwirkung eines Solisten bzw. bei der Mitwirkung von kir- 
chen musikalischen Feiern)  
mindestens 70,00 Euro 
bzw. nach Vereinbarung.  
 
Die Vergütung dieser Sonderdienste erfolgt über die Kirchengemeinde durch 
die Personen, die eine solche Mitwirkung wünschen. 

 

4.  Jahresvergütung für nebenberufliche (Kinder-)Chorleiterinnen/  
(Kinder-)Chorleiter 

 (Kinder-)Chorleiterinnen/(Kinder-)Chorleiter erhalten als Jahresvergütung  
(9 Monate Dienst) für die  

4.1 Leitung von Chören mit einem Dienst an den Hauptfeiertagen  
(ca. 48 Dienste):  
bis 10 Jahre Dienstzeit 95 % 

 über 10 Jahre Dienstzeit 107 %. 

4.2  Leitung von Chören mit mindestens einem Dienst im Monat (ca. 52 Dienste): 
bis 10 Jahre Dienstzeit 104 % 

 über 10 Jahre Dienstzeit 117 %. 

4.3   Leitung von Chören mit einem Dienst wie Ziff. 4.2 und dazu mindestens zwei 
eigene jährliche Aufführungen (ca 54 Dienste):  
bis 10 Jahre Dienstzeit 108 % 
über 10 Jahre Dienstzeit 121 % 
der unter 1.1 genannten Messbeträge, auf volle Euro aufgerundet. Die Mitwirkung 
des Chores bei Trauungen und Beerdigungen ist in diesen Sätzen nicht einge- 
schlossen. 

 

5.  Vergütungen für Vertretungsdienste 

5.1  Für nebenberufliche Organistinnen/Organisten  
Vertretungs-Organistinnen/Vertretungs-Organisten erfüllen nicht die Voraus-
setzung der regelmäßig tätigen Organistin oder des regelmäßig tätigen Orga-
nisten (Ziff. 2) und tun meist nur kurzfristig Dienst.  
Sie erhalten: 

5.1.1  für Hauptgottesdienst mit Abendmahl 29,50 Euro 
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5.1.2  für Hauptgottesdienst 27,00 Euro 

5.1.3  für Nebengottesdienst 23,50 Euro. 

 Diese Sätze gelten für Vertretungen, die von geprüften bzw. anerkannten C-
Kirchenmusikerinnen und C-Kirchenmusikern ausgeführt werden. Erfolgen 
die Vertretungen durch D- bzw. Hilfsorganistinnen und D- bzw. Hilfsorganis-
ten, so können die einzelnen Beträge um 3 Euro bzw. 6 Euro gekürzt werden. 

5.2  Nebenberufliche (Kinder-)Chorleiterinnen/(Kinder-)Chorleiter  
erhalten für eine Chorprobe mit einer Dauer von in der Regel  
90 Minuten 44,00 Euro. 

5.3  Fahrtauslagen,  
die einer Vertreterin/einem Vertreter erwachsen, sind eigens zu vergüten. Pau-
schalierung ist möglich. 

 

6.  Aufschlag bei A- und B-Prüfung 

6.1 Aufschlag bei B-Prüfung  
Jeweils 20 % der ausmachenden Jahres- bzw. Vertretungsvergütung. 

6.2 Aufschlag bei A-Prüfung  
Jeweils 40 % der ausmachenden Jahres- bzw. Vertretungsvergütung. 

 

7. Schlussbestimmungen 
Die Entgelte (Ziffer 1.1) sowie die Vergütungs- und Vertretungssätze (Ziffer 3 
und 5) werden im zweijährigen Rhythmus durch Beschluss des Landeskir-
chenrates angepasst, sofern sich die tariflichen Entgelte entsprechend erhöht 
haben. 
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 Speyer, 6. Februar 2007 
  Az.: I 201/21 

 

Zweite Theologische Prüfung 2007 

 

A. An schriftlichen Arbeiten hatten die Kandidaten zu fertigen: 

 1. Eine Unterrichtseinheit (als Hausarbeit): 
Alle Kandidatinnen und Kandidaten wahlweise über  
„Jugend: Aufbruch - SehnSüchte“ 
Unterrichtseinheit für die 7. - 8. Klasse, Lehrplan Evangelische Religion, 
Sekundarstufe I, (Klassen 7-9/10), 2002, S. 16ff. 
oder 
Aus dem Thema „Gerechtigkeit und Frieden, Unterthema A. Eigentum und Ge-
rechtigkeit“ 
Lehrplan für die Berufsschule in Rheinland-Pfalz, Evangelische Religion, 
2.6.1986, S. 24 

 2. Eine Predigt (als Hausarbeit): 
Alle Kandidatinnen und Kandidaten wahlweise über  
III. Predigtreihe, Jesaja 29, 17-24 [AT]  
oder 
IV. Predigtreihe, Apostelgeschichte 3, 1-10 [NT] 

 3. Eine Klausurarbeit mit Schwerpunkt aus der exegetischen Theologie 
(Montag, 31. Juli 2006 im Dienstgebäude des Landeskirchenrates, Domplatz 5, 
in Speyer geschrieben): 
Alle Kandidatinnen und Kandidaten wahlweise über das Thema: 
„Der Beitrag der biblischen Tradition zur Gewaltüberwindung“ 
oder 
„Die Auseinandersetzung um parochiale und funktionale Dienste der Kirche auf  
  der Basis biblischer Gemeindebilder“ 

 4. Eine Klausurarbeit mit Schwerpunkt aus der systematischen Theologie 
(Dienstag, 1. August 2006 im Dienstgebäude des Landeskirchenrates, Domplatz 
5, in Speyer geschrieben): 
Alle Kandidatinnen und Kandidaten wahlweise über das Thema: 
„Wahrheit und Wahrhaftigkeit“ 
oder 
„Der Heilige Geist“ 
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B. Mündliche Teile der Prüfung: 

 1. Die Durchführung eines Predigtgottesdienstes erfolgte in den Praktikumsge-
meinden. 

 2. Die Durchführung einer Unterrichtsstunde im Fach Evangelische Religion fand 
in den entsprechenden Schulen statt.  

 

C. Die mündliche Abschlussprüfung fand vom 5. bis 6. Februar 2007 beim Landeskir-
 chenrat in Speyer statt. 

 

Die Zweite Theologische Prüfung haben folgende Kandidatinnen und Kandidaten be-
standen: 

B e y e r l e ,   Bettina 
B u r g a r d ,   Johannes 
D e l l ,   Petra 
G r a f ,   Sabine 
G u n k l a c h ,   Jasmin 
L i n d ,   Anke 
M ü l l e r ,   Stefan  
S c h w e n k - V i l o v ,   Sabine 

 

 

* 

 

 

 Speyer, 12. Februar 2007 
  Az.: III 107/45(1) 

 

Predigttext zum Kirchentagssonntag 

In der Zeit vom 6. bis 10. Juni 2007 findet in Köln der 31. Deutsche Evangelische Kir-
chentag statt. Er steht unter der Losung 

„Lebendig und kräftig und schärfer“ (Hebr 4, 12). 

Das Kirchentagspräsidium hat für den Schlussgottesdienst am 10. Juni 2007, dem Kir-
chentagssonntag, 1. Könige 19, 1-13 als Predigttext ausgewählt. 

Der Landeskirchenrat empfiehlt den Pfarrämtern, in den Gottesdiensten am 10. Juni 
2007 über diesen Text zu predigen und so die Verbundenheit mit der Kirchentagsarbeit 
zum Ausdruck zu bringen. 
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 Speyer, 15. Februar 2007 
  Az.: III 360/04 

 

Kollekte für die Evangelische Diakonissenanstalt Speyer 

Nach dem Kollektenplan 2007 (ABl. 2006 S. 183) ist in unserer Landeskirche am Kar-
freitag, dem 6. April 2007, eine Kollekte für die Evangelische Diakonissenanstalt 
Speyer zu erheben. Für die Abkündigung kann folgender Aufruf verwendet werden: 

Die Gemeinden der Evangelischen Kirche der Pfalz unterstützen seit 1881 die Arbeit 
der Evangelischen Diakonissenanstalt Speyer durch die Kollekte am Karfreitag. Im 
vergangenen Jahr kam ein Betrag von 57.414 Euro den beiden Arbeitsfeldern statio-
näres Hospiz im Wilhelminenstift und Fachschule für Sozialwesen in Speyer zugu-
te. Wir bedanken uns sehr herzlich dafür. Auch in diesem Jahr bitten wir um eine Kol-
lekte für diese beiden Institutionen. 

Im Hospiz bieten wir bis zu sieben Gästen in der letzten Zeit ihres Lebens Aufnahme 
und eine sehr fürsorgliche Begleitung an. Die Pflegesätze der Krankenkassen decken 
nur einen Teil der Kosten. Weit mehr als 50.000 Euro bleiben jährlich als Zuschussbe-
darf. 

In der Fachschule bilden wir Sozialassistenten/-innen und Erzieher/-innen aus, vor-
nehmlich für die Kindergärten in unseren Gemeinden. 75 junge Menschen beginnen 
jährlich die zweijährige Sozialassistentenausbildung und weitere 50 junge Menschen 
beginnen jährlich die dreijährige Erzieherausbildung. Neben allem pädagogischen 
Handwerk für den Umgang mit Kindern in unserer Zeit beschäftigen sie sich mit reli-
gionspädagogischen Fragen. Sie sollen Kindern helfen können, zu entdecken, dass der 
Glaube an Gott zum Leben hilft. Die Landeskirche unterstützt unsere Arbeit durch ei-
nen spürbaren Zuschuss. Dennoch bleiben auch hier mehr als 100.000 Euro ungedeck-
ter Kosten im Jahr. 

Im Hospiz und in der Fachschule sowie in Krankenhäusern, Pflegeheimen, Einrichtun-
gen für Menschen mit Assistenzbedarf, Jugendhilfeeinrichtungen und weiteren Aus-
bildungsstätten setzten wir die jahrzehntelange Tätigkeit der Diakonissen in den Ge-
meinden, Krankenhäusern, Heimen und Kindergärten pfälzischer Gemeinden fort. 

Wir bitten Sie um Unterstützung dieser Arbeit durch die Kollekte. Für Ihre Gaben be-
danken wir uns im Voraus sehr herzlich. 

Es wird gebeten, die Kollekte ohne Abzug in der Woche nach ihrer Erhebung dem 
Dekanat zuzuleiten. Innerhalb von weiteren zwei Wochen, also bis zum 1. Mai 2007, 
übersenden die Dekanate dem Landeskirchenrat eine Übersicht über das Kollektener-
gebnis in den einzelnen Gemeinden und veranlassen gleichzeitig die Gesamtüberwei-
sung an die Landeskirche. 
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S T E L L E N A U S S C H R E I B U N G E N 

 

 

Ausgeschrieben wird 

 

 

die Pfarrstelle Dansenberg 
zur Besetzung durch Gemeindewahl. 

Die Pfarrstelle Dansenberg im Kirchenbezirk Kaiserslautern mit der zugehörigen Kir-
chengemeinde Hohenecken umfasst 2.513 Gemeindeglieder. Die Predigtstätten sind in 
Dansenberg und Hohenecken. 

Die beiden Kirchengemeinden unterhalten als Gebäudebestand zwei Kirchen, ein 
Pfarrhaus und ein Gemeindehaus. 

Sie sind der Gesamtkirchengemeinde Kaiserslautern angeschlossen und Mitglied der  
Ökumenischen Sozialstation Kaiserslautern; 

 

 

die Pfarrstelle Essingen 
zur Besetzung durch Gemeindewahl. 

 

Die Pfarrstelle Essingen im Kirchenbezirk Landau umfasst 1.977 Gemeindeglieder. 
Die Predigtstätten sind in Essingen, Dammheim und Bornheim. 

Die Kirchengemeinde Essingen-Dammheim-Bornheim unterhält als Gebäudebestand 
drei Kirchen, die Wendelinuskapelle (simultan), zwei Pfarrhäuser (eins davon zur Zeit 
vermietet), zwei Gemeindehäuser sowie zwei Kindertagesstätten. 

Sie ist der Gesamtkirchengemeinde Landau angeschlossen sowie Mitglied der Öku-
menischen Sozialstation Herxheim und der Ökumenischen Sozialstation Landau; 

 

 

die Pfarrstelle Maikammer 
zur Besetzung durch Gemeindewahl. 

Die Pfarrstelle Maikammer im Kirchenbezirk Neustadt umfasst 2.012 Gemeindeglie-
der. Die Predigtstätten sind in Maikammer und Diedesfeld. 

Die Kirchengemeinde Maikammer unterhält als Gebäudebestand eine Kirche, ein 
Pfarrhaus und mehrere Gemeinderäume. 
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Sie ist dem Verwaltungsamt Neustadt angeschlossen und Mitglied der Ökumenischen 
Sozialstation Neustadt; 

 

 

die Pfarrstelle Rockenhausen-Dörrmoschel 
zur Besetzung durch die Kirchenregierung. 

Die Pfarrstelle Rockenhausen-Dörrmoschel im Kirchenbezirk Rockenhausen umfasst 
1.815 Gemeindeglieder. Die Predigtstätten sind in Dörrmoschel, Dörnbach, Teschen-
moschel und Rockenhausen. 

Die Pfarrstelle Rockenhausen-Dörrmoschel bestehend aus der Kirchengemeinde 
Dörrmoschel und einem Amtsbereich in der Kirchengemeinde Rockenhausen unterhal-
ten als Gebäudebestand zwei Kirchen, ein Pfarrhaus und ein Jugendhaus. 

Sie ist der Dekanatsgeschäftsstelle Rockenhausen angeschlossen und Mitglied der  
Ökumenischen Sozialstation Rockenhausen. 

 

 

 

Wir bitten Sie, Bewerbungen bis spätestens 29. April 2007 beim Landeskirchenrat, 
Dezernat IV, einzureichen. 

 
 

* 
 
 
Zu besetzen ist 

 

die Gemeindediakonenstelle  
in der Kirchengemeinde Eisenberg 

 

Bewerben können sich unter Vorlage der üblichen Bewerbungsunterlagen Jugendrefe-
rentinnen/Jugendreferenten und Gemeindediakoninnen/Gemeindediakone mit einem 
unbefristeten Arbeitsvertrag im Dienst der Evangelischen Kirche der Pfalz. 

 

Bewerbungen sind bis spätestens 29. April 2007 beim Landeskirchenrat, Dezernat IV, 
einzureichen. 
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D I E N S T N A C H R I C H T E N 

 

 

A u f g e n o m m e n   in den Dienst der Landeskirche 

als Pfarrer im Angestelltenverhältnis wurde der Theologe Andreas   K u n t z ,   Jena, 
mit Wirkung vom 15. März 2007. 

 

 

E r n a n n t   w urden 

 

 

zur Pfarrerin auf Lebenszeit/zum Pfarrer auf Lebenszeit die Pfarrerin z. A./der 
Pfarrer z. A. 

Stefanie   K u n t z – L a n g ,   Neustadt, 
Daniela   M a c c h i n i ,   Ludwigshafen, 
Michael   M a i ,   Marnheim, 
Monica   M i n o r ,   Haßloch, 
Dirk   R e s c h k e ,   Frankenthal, 
Thomas   R i s s e r ,   Bruchmühlbach, 
Frank   W o l f ,   Ludwigshafen, 

mit Wirkung vom 1. März 2007; 

 

Bernd   J a c o b s ,   Helmstedt, 

mit Wirkung vom 1. April 2007; 

 
 
zur Pfarrerin z. A./zum Pfarrer z. A. die Theologin/der Theologe 

Isabell   A u l e n b a c h e r – R e c h ,   Theisbergstegen, 
Bettina   B e y e r l e ,   Haßloch, 
Sabine   G r a f ,   Homburg, 
Jasmin   G u n k l a c h ,   Bad Bergzabern, 
Anke   L i n d ,   Frankenthal, 
Christopher   M a r k u t z i k ,   Mannheim, 
Stefan   M ü l l e r ,   Kaiserslautern, 
Sabine E.   S c h w e n k – V i l o v ,   Homburg, 

mit Wirkung vom 1. März 2007. 
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V e r l i e h e n   wurde die Pfarrstelle 

D i r m s t e i n   Pfarrer Bernd   J a c o b s ,   Helmstedt, mit Wirkung vom 1. April 
2007, 

E i n ö d   Pfarrerin Heide   S a l m ,   Annweiler, mit Wirkung vom 15. April 2007, 

1   am Protestantischen Predigerseminar in   L a n d a u   Pfarrerehepaar Julia und Ralf   
N e u s c h w a n d e r ,   Kaiserslautern, mit Wirkung vom 1. Mai 2007, auf die Dauer 
von acht Jahren, 

L u d w i g s h a f e n – H e m s h o f   Pfarrer Stefan   B a u e r ,   Ludwigshafen, mit 
Wirkung vom 1. April 2007, 

L u t h e r s b r u n n   Pfarrer Johannes   W e r l e ,   Vinningen, mit Wirkung vom     
1. März 2007. 

 

 

W i e d e r   v e r l i e h e n   wurde  

die Pfarrstelle für die Beratung der Kriegsdienstverweigerer und Zivildienstleistenden 
Pfarrer Friedhelm   S c h n e i d e r ,   Speyer, mit Wirkung vom 1. März 2007, auf die 
Dauer von acht Jahren. 

 

 

Ü b e r t r a g e n   wurde 

 

die hauptamtliche Verwaltung der Pfarrstelle 

 

2   A l t e n g l a n   Pfarrer z. A. Chistopher   M a r k u t z i k ,   Mannheim, 

A l t e n k i r c h e n   Pfarrerin z. A. Sabine   S c h w e n k – V i l o v ,   Homburg, 

B i r k e n h e i d e   Pfarrerin z. A. Jasmin   G u n k l a c h ,   Bad Bergzabern, 

H ö c h e n   Pfarrerin z. A. Sabine   G r a f ,   Homburg, 

R a m m e l s b a c h – K u s e l   Pfarrerin z. A. Isabell   A u l e n b a c h e r – R e c h ,   
Theisbergstegen, 

R o t h s e l b e r g   Pfarrer z. A. Stefan   M ü l l e r ,   Kaiserslautern,  

 

mit Wirkung vom 1. März 2007; 
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die nebenamtliche Verwaltung der Pfarrstelle 

 

4   H a ß l o c h   Pfarrerin Christine   S c h ö p s ,   Pfarrerin Monica   M i n o r   und 
Pfarrer Jacob   v a n   W a g e n i n g e n ,   Haßloch, mit Wirkung vom 1. Januar 2007, 

L u d w i g s h a f e n – H e m s h o f   Pfarrerin Elke   M a i c h e r ,   Ludwigshafen, 
mit Wirkung vom 1. Februar 2007, 

1 am Protestantischen Predigerseminar in   L a n d a u   Pfarrer Ralf  N e u s c h w a n -
d e r ,   Kaiserslautern, mit Wirkung vom 1. März bis einschließlich 30. April 2007, 

1   Z w e i b r ü c k e n – M i t t e   - verbunden mit dem Dekanat -  Pfarrer Klaus        
H o f f m a n n ,   Hornbach, Pfarrer Viktor   M e y e r ,   Pfarrerin Ursula   M ü l l e r   
und Pfarrer Helmut   N o l l ,   Zweibrücken, mit Wirkung vom 1. Januar 2007; 

 

die Geschäftsführung 

für die Kirchengemeinde   L u d w i g s h a f e n – S ü d   von Pfarrer Dietrich   B a r - 
d e n s   auf Pfarrer Michael   K ö h l , Ludwigshafen, mit Wirkung vom 1. Februar 
2007, 

des Zentrums für die theologische Aus- und Fortbildung in   L a n d a u   Pfarrer Stef-
fen   S c h r a m m ,   Kaiserslautern, mit Wirkung vom 1. März 2007; 

 

die stellvertretende Geschäftsführung 

für das Zentrum für die theologische Aus- und Fortbildung in   L a n d a u   Pfarrer-
ehepaar Julia und Ralf   N e u s c h w a n d e r ,   Kaiserslautern, mit Wirkung vom     
1. Mai 2007. 

 

 

 

Z u g e o r d n e t   zur Dienstleistung wurde 

dem Kirchenbezirk   L a n d a u   Pfarrerin z. A. Bettina   B e y e r l e ,   Haßloch, mit 
Wirkung vom 1. März 2007, 

dem Kirchenbezirk   L u d w i g s h a f e n   Pfarrer Andreas   K u n t z ,   Jena, mit 
Wirkung vom 15. März 2007, 

dem Kirchenbezirk   L u d w i g s h a f e n   (für die Cityarbeit) Pfarrerin z. A. Anke   
L i n d ,   Frankenthal, mit Wirkung vom 1. April 2007 bis einschließlich 31. Juli 2007, 

weiterhin dem Landeskirchenrat in   S p e y e r   Pfarrerin Belinda   S p i t z – J ö s t ,   
Speyer, bis einschließlich 28. Februar 2008. 
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In den   R u h e s t a n d   tritt 

Pfarrer Erich   B l i n n ,   Speyer, mit Ablauf des Monats Juli 2007, 

Pfarrer Hans Georg   F o r n o f f ,   Maikammer, mit Ablauf des Monats Juli 2007, 

Dekan Karl-Friedrich   W e b e r ,   Kaiserslautern, mit Ablauf des Monats April 2007. 

 

 

B e e n d e t   wird 

 

das Arbeitsverhältnis 

mit Pfarrer Hans-Dietrich   S c h u l l e r u s ,   Marbach, mit Ablauf des Monats April 
2007; 

 

der Vorbereitungsdienst 

von Vikar Dr. Wolfram   K e r n e r ,   Zaisenhausen, mit Ablauf des Monats Juli 2007. 

 

 

E n t l a s s e n   aus dem Dienst der Landeskirche wurde 

Pfarrer Thomas   P o s t e n ,   Marienthal, mit Ablauf des Monats Februar 2007. 

 

 

 

                                                               Gott spricht: Ich lasse dich nicht fallen 
       und verlasse dich nicht. 
       Josua 1, 5b 

 

Der Herr über Leben und Tod hat aus dieser Zeit 

Pfarrer i. R. Siegfried Feucht 

in Neu-Isenburg am 15 Februar 2007 im Alter von 90 Jahren und 

Pfarrer i. R. Ernst Fries 

in Höheischweiler am 6. März 2007 im Alter von 86 Jahren abgerufen. 

 



Seite 90  ABl. 2/2007 

M I T T E I L U N G E N 

 

Evangelisches Missionswerk in Deutschland - Stellenausschreibung 

Das Evangelische Missionswerk in Deutschland e.V. (EMW) ist ein Dach- und Fach-
verband evangelischer Kirchen, Missionswerke und missionarischer Einrichtungen. Es 
unterstützt diese bei Aufgaben in Mission und Evangelisation, bei der Förderung part-
nerschaftlicher Beziehungen zu Kirchen in Übersee und der Stärkung ökumenischer 
Kooperation in Deutschland. 

Baldmöglichst ist im EMW zunächst befristet auf fünf Jahre die Vollzeitstelle 

Referentin oder Referent 
für Asien und Pazifik 

zu besetzen. 

Zu den Schwerpunkten dieses Referats gehören folgende Arbeitsfelder: 

• Beobachtung und Vermittlung missionarischer Impulse aus den Kirchen und 
ökumenischen Einrichtungen der Regionen und des Ökumenischen Rates der 
Kirchen; 

• Geschäftsführung der je zweimal jährlich tagenden Kommissionen und Indien-
Referent/innenrunden, Vorsitz bzw. Mitarbeit im Beirat der Pazifik-Infostelle 
und der China InfoStelle und der nach Bedarf tagenden Länderrunden in Bezug 
auf Ostasien; 

• Aufarbeiten von kontextbezogenen Publikationen sowie eigene Beiträge zur 
Diskussion innerhalb der Mitglieder des EMW und der Ökumene; Vorbereitung 
und Durchführung von Seminaren/Workshops; 

• Bearbeitung von Anträgen zugunsten von Projekten und Programmen in Bezug 
auf Mission von Kirchenräten und regionalen Partnern; 

• Vorbereitung und Teilnahme an Konsultationen/Begleitung von kirchlichen De-
legationen in Zusammenarbeit mit den EMW-Mitgliedswerken und –kirchen. 

Eigene Erfahrungen im asiatischen und/oder pazifischen Raum sind ebenso erforder-
lich wie das sichere Beherrschen der englischen Sprache in Wort und Schrift. Ein ho-
hes Maß an Teamfähigkeit und Flexibilität sowie die Bereitschaft zu Auslandsdienst-
reisen sind für die Tätigkeit unerlässlich. Stellenbewerberinnen und Stellenbewerber 
müssen ordiniert sein und sollen im Grunddienstverhältnis zu einer der Mitgliedskir-
chen des EMW bzw. zu einer Landeskirche stehen. Von dieser Kirche wird eine Be-
reitschaftserklärung erwartet, den/die Bewerber/in für den Vertragszeitraum freizustel-
len und nach Beendigung des Dienstes im EMW wieder zu übernehmen. Die Vergü-
tung erfolgt in entsprechender Anwendung von Besoldungsgruppe A 13/14. 
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Bewerbungen sind mit den üblichen Unterlagen zum 30. April 2007 zu richten an: 

Direktor Christoph Anders 
Evangelisches Missionswerk in Deutschland e. V. 

Normannenweg 17 – 21, 20537 Hamburg, 

der gern für weitere Auskünfte zur Verfügung steht. 

Tel.:040-25456-101; 
Email: christoph.anders@emw-d.de 


